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(Mr. 1956.) Geſetz, betreffend Abänderung der Gewerbeordnung. Vom 1. Juni 1891. 


Wir Wilhelm von Gottes Gnaden Deutſcher Kaiſer, Koͤnig 


von Preußen ıc. 


verordnen im Namen des Reichs, nach erfolgter Zuſtimmung des Bundesraths 
und des Reichstags, was folgt: 


Artikel 1. 
Hinter $. 41 der Gewerbeordnung wird eingeſchaltet: 


§. 41a. 
ö Soweit nach den Beſtimmungen der $$. 105 b bis 105h Gehülfen, Lehr⸗ 
linge und Arbeiter im Handelsgewerbe an Sonn: und Feſttagen nicht beſchäftigt 
werden dürfen, darf in offenen Verkaufsſtellen ein Gewerbebetrieb an dieſen Tagen 
nicht ſtattfinden. 
Weitergehenden landesgeſetzlichen Beſchränkungen des Gewerbebetriebes an 
Sonn⸗ und Feſttagen ſteht dieſe Beſtimmung nicht entgegen. 


Artikel 2. 
Hinter §. 55 der Gewerbeordnung wird eingeſchaltet: 


§. 55a. 


An Sonn- und Feſttagen ($. 105 Abſatz 2) iſt der Gewerbebetrieb im 
Umherziehen, foweit er unter F. 55 Abſatz 1 Ziffer 1 bis 3 fällt, ſowie der Ge⸗ 
werbebetrieb der im F. 42 b bezeichneten Perſonen verboten. 

Ausnahmen können von der unteren Verwaltungsbehörde zugelaſſen werden. 
Der Bundesrath iſt ermächtigt, über die Vorausſetzungen und Bedingungen, 
unter denen Ausnahmen zugelaſſen werden dürfen, Beſtimmungen zu erlaſſen. 
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Artikel 3. 
Der Titel VII der Gewerbeordnung erhält folgende Faſſung: 


Titel VII. 


Gewerbliche Arbeiter (Gefellen, Gehuͤlfen, Lehrlinge, Betriebsbeamte, 
Werkmeiſter, Techniker, Fabrikarbeiter). 


I. Allgemeine Verhältniſſe. 


F. 105. 
Die Feſtſetzung der Verhältniſſe zwiſchen den ſelbſtändigen Gewerbetreibenden 
und den gewerblichen Arbeitern iſt, vorbehaltlich der durch Reichsgeſetz begründeten 
Beſchränkungen, Gegenſtand freier Uebereinkunft. 


$. 105 a. 


Zum Arbeiten an Sonn- und Feſttagen können die Gewerbetreibenden die 
Arbeiter nicht verpflichten. Arbeiten „welche nach den Beſtimmungen dieſes Geſetzes 
auch an Sonn- und Feſttagen vorgenommen werden dürfen, fallen unter die vor⸗ 
ſtehende Beſtimmung nicht. 

Welche Tage als Feſttage gelten, beſtimmen unter Berückſichtigung der 
örtlichen und konfeſſtonellen Verhältniſſe die Landesregierungen. 


$. 105 b. 

Im Betriebe von Bergwerken, Salinen, Aufbereitungsanſtalten Brüchen 
und Gruben, von Hüttenwerken, Fabriken und Werkſtätten, von Zimmerplätzen 
und anderen Bauhöfen, von Werften und Ziegeleien, ſowie bei Bauten aller Art 
dürfen Arbeiter an Sonn- und Feſttagen nicht beſchäftigt werden. Die den Ar- 
beitern zu gewährende Ruhe hat mindeſtens für jeden Sonn⸗ und Feſttag vier⸗ 
undzwanzig, für zwei aufeinander folgende Sonn⸗ und Feſttage ſechsunddreißig, 
für das Weihnachts-, Oſter⸗ und Pfingſtfeſt achtundvierzig Stunden zu dauern. 
Die Ruhezeit iſt von zwölf Uhr Nachts zu rechnen und muß bei zwei aufeinander 
folgenden Sonn- und Feſttagen bis ſechs Uhr Abends des zweiten Tages dauern. 
In Betrieben mit regelmäßiger Tag⸗ und Nachtſchicht kann die Ruhezeit früheſtens 
um ſechs Uhr Abends des vorhergehenden Werktages, ſpäteſtens um ſechs Uhr 
Morgens des Sonn- oder Feſttages beginnen, wenn für die auf den Beginn der 
Ruhezeit folgenden vierundzwanzig Stunden der Betrieb ruht. 

Im Handelsgewerbe dürfen Gehülfen, Lehrlinge und Arbeiter am erſten 
Weihnachts-, Oſter⸗ und Pfingſttage überhaupt nicht, im Uebrigen an Sonn⸗ 
und Feſttagen nicht länger als fünf Stunden beſchäftigt werden. Durch ſtatu⸗ 
tariſche Beſtimmung einer Gemeinde oder eines weiteren Kommunalverbandes 
(§. 142) kann dieſe Beſchäftigung für alle oder einzelne Zweige des Handels⸗ 
gewerbes auf kürzere Zeit eingeſchränkt oder ganz unterſagt werden. Für die 
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letzten vier Wochen vor Weihnachten, ſowie für emzelne Sonn» und Feſttage, 
an welchen örtliche Verhältniſſe einen erweiterten Geſchäftsverkehr erforderlich machen, 
kann die Polizeibehörde eine Vermehrung der Stunden, während welcher die 
Beſchäftigung ſtattfinden darf, bis auf zehn Stunden zulaſſen. Die Stunden, 
während welcher die Beſchäftigung ſtattfinden darf, werden unter Berückſichtigung 
der für den öffentlichen Gottesdienſt beſtimmten Zeit, ſofern die Beſchäftigungszeit 
durch ſtatutariſche Beſtimmungen eingeſchränkt worden iſt, durch letztere, im Uebrigen 
von der Polizeibehörde feſtgeſtellt. Die Feſtſtellung kann für verſchiedene Zweige 
des Handelsgewerbes verſchieden erfolgen 


ö $. 105. 
Die Beſtimmungen des §. 105 b finden keine Anwendung: 


1. auf Arbeiten, welche in Nothfällen oder im öffentlichen Intereſſe un⸗ 
verzüglich vorgenommen werden müſſen; 

2. für einen Sonntag auf Arbeiten zur Durchführung einer geſetzlich vor⸗ 
geſchriebenen Inventur; 

3. auf die Bewachung der Betriebsanlagen, auf Arbeiten zur Reinigung 
und Inſtandhaltung, durch welche der regelmäßige Fortgang des eigenen 
oder eines fremden Betriebes bedingt iſt, ſowie auf Arbeiten, von 
welchen die Wiederaufnahme des vollen werktägigen Betriebes abhängig 
iſt, ſofern nicht dieſe Arbeiten an Werktagen vorgenommen werden 
können; 

4. auf Arbeiten, welche zur Verhütung des Verderbens von Rohſtoffen 
oder des Mißlingens von Arbeitserzeugniſſen erforderlich ſind, ſofern 
nicht dieſe Arbeiten an Werktagen vorgenommen werden können; 

5. auf die Beaufſichtigung des Betriebes, ſoweit er nach Ziffer 1 bis 4 
an Sonn: und Feſttagen ſtattfindet. 

Gewerbetreibende, welche Arbeiter an Sonn⸗ und Feſttagen mit Arbeiten 
der unter Ziffer 1 bis 5 erwähnten Art beſchäftigen, ſind verpflichtet, ein Ver⸗ 
zeichniß anzulegen, in welches für jeden einzelnen Sonn⸗ und Feſttag die Zahl 
der beſchäftigten Arbeiter, die Dauer ihrer Beſchäftigung ſowie die Art der vor 
genommenen Arbeiten einzutragen ſind. Das Verzeichniß iſt auf Erfordern der 
Ortspolizeibehörde ſowie dem im $. 139b bezeichneten Beamten jederzeit zur Einſicht 
vorzulegen. 

Bei den unter Ziffer 3 und 4 bezeichneten Arbeiten, ſofern dieſelben länger 
als drei Stunden dauern, oder die Arbeiter am Beſuche des Gottesdienſtes hindern, 
ſind die Gewerbetreibenden verpflichtet, jeden Arbeiter entweder an jedem dritten 
Sonntage volle ſechsunddreißig Stunden, oder an jedem zweiten Sonntage min 
deſtens in der Zeit von ſechs Uhr Morgens bis ſechs Uhr Abends von der Arbeit 
frei zu laſſen. 

Ausnahmen von den Vorſchriften des vorſtehenden Absatzes darf die untere 
Verwaltungsbehörde geſtatten, wenn die Arbeiter am Beſuche des ſonntäglichen 
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Gottesdienſtes nicht gehindert werden und ihnen an Stelle des Sonntages eine 
vierundzwanzigſtündige Ruhezeit an einem Wochentage gewährt wird. 


§. 105 d. 

Für beſtimmte Gewerbe, insbeſondere für Betriebe, in denen Arbeiten vor⸗ 
kommen, welche ihrer Natur nach eine Unterbrechung oder einen Aufſchub nicht 
geſtatten, ſowie für Betriebe, welche ihrer Natur nach auf beſtimmte Jahreszeiten 
beſchränkt find, oder welche in gewiſſen Zeiten des Jahres zu einer außergewöhnlich 
verſtärkten Thätigkeit genöthigt ſind, können durch Beſchluß des Bundesraths 
Ausnahmen von der Beſtimmung des $. 105 b Abſatz 1 zugelaſſen werden. 

Die Regelung der an Sonn- und Feſttagen in dieſen Betrieben geſtatteten 
Arbeiten und der Bedingungen, unter welchen ſie geſtattet ſind, erfolgt für alle 
Betriebe derſelben Art gleichmäßig und unter Berückſichtigung der Beſtimmung 
des §. 105 c Abſatz 3. 

Die vom Bundesrath getroffenen Beſtimmungen find durch das Reichs 
Geſetzblatt zu veröffentlichen und dem Reichstag bei ſeinem nächſten Zuſammentritt 
zur Kenntnißnahme vorzulegen. 


$. 105 e. 


Für Gewerbe, deren vollſtändige oder theilweiſe Ausübung an Sonn- und Feſt⸗ 
tagen zur Befriedigung täglicher oder an dieſen Tagen beſonders hervortretender 
Bedürfniſſe der Bevölkerung erforderlich iſt, ſowie für Betriebe, welche ausſchließlich 
oder vorwiegend mit durch Wind oder unregelmäßige Waſſerkraft bewegten Trieb⸗ 
werken arbeiten, können durch Verfügung der höheren Verwaltungsbehörde Aus⸗ 
nahmen von den im $. 105 b getroffenen Beſtimmungen zugelaſſen werden. Die 
Regelung dieſer Ausnahmen hat unter Berückſichtigung der Beſtimmungen des 
§. 105 e Abſatz 3 zu erfolgen. 

Das Verfahren auf Anträge wegen Zulaſſung von Ausnahmen für Be⸗ 
triebe, welche ausſchließlich oder vorwiegend mit durch Wind oder unregelmäßige 
Az bewegten Triebwerken arbeiten, unterliegt den Vorſchriften der $$. 20 
und 21. 


$. 105£. 

Wenn zur Verhütung eines unverhältnißmäßigen Schadens ein nicht 
vorherzuſehendes Bedürfniß der Beſchäftigung von Arbeitern an Sonn⸗ und Feſt⸗ 
tagen eintritt, ſo können durch die untere Verwaltungsbehörde Ausnahmen von 
der Beſtimmung des $. 105 b Abſatz 1 für beſtimmte Zeit zugelaſſen werden. 

Die Verfügung der unteren Verwaltungsbehörde iſt ſchriftlich zu erlaſſen 
und muß von dem Unternehmer auf Erfordern dem für die Reviſion zuſtändigen 
Beamten an der Betriebsſtelle zur Einſicht vorgelegt werden. Eine Abſchrift der 
Verfügung iſt innerhalb der Betriebsſtätte an einer den Arbeitern leicht zugäng⸗ 
lichen Stelle auszuhängen. 

ö Die untere Verwaltungsbehörde hat über die von ihr geſtatteten Ausnahmen 
ein Verzeichniß zu führen, in welchem die Betriebsſtätte, die geſtatteten Arbeiten, 
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die Zahl der in dem Betriebe beſchäftigten und der an den betreffenden Sonn⸗ 
und Feſttagen thätig geweſenen Arbeiter, die Dauer ihrer Beſchäftigung, ſowie 
die Dauer und die Gründe der Erlaubniß einzutragen ſind. 


§. 105 g. 

Das Verbot der Beſchäftigung von Arbeitern an Sonn— und Feſttagen 
kann durch Kaiſerliche Verordnung mit Zuſtimmung des Bundesraths auf andere 
Gewerbe ausgedehnt werden. Dieſe Verordnungen ſind dem Reichstag bei ſeinem 
nächſten Zuſammentritt zur Kenntnißnahme vorzulegen. Auf die von dem Verbote 
zuzulaſſenden Ausnahmen finden die Beſtimmungen der $$. 105 e bis 105 f ent⸗ 


F. 105 h. 
„Die Beſtimmungen der $$. 105 a bis 105 g ftehen weitergehenden landes⸗ 
gefeglichen Beſchränkungen der Arbeit an Sonn- und Feſttagen nicht entgegen. 
Den Landes- Zentralbehörden bleibt vorbehalten, für einzelne Feſttage, 
welche nicht auf einen Sonntag fallen, Abweichungen von der Vorſchrift des 
F. 105 b Abſatz 1 zu geſtatten. Auf das Weihnachts-, Neujahrs⸗, Oſter⸗, 
Himmelfahrts⸗ und Pfingſtfeſt findet dieſe Beſtimmung keine Anwendung. 


$. 1051. 
acc, Die $$. 105 a Abſatz 1, 105 b bis 1058 finden auf Gaft- und Schank— 
wirthſchaftsgewerbe, Muſtkaufführungen, Schauſtellungen, theatraliſche Bor: 
ellungen oder ſonſtige Luſtbarkeiten, ſowie auf Verkehrsgewerbe keine Anwendung. 
Die Gewerbetreibenden können die Arbeiter in dieſen Gewerben nur zu 
ſolchen Arbeiten an Sonn- und Feſttagen verpflichten, welche nach der Natur 
des Gewerbebetriebes einen Aufſchub oder eine Unterbrechung nicht geſtatten. 


$. 106. 


e Gewerbetreibende, welchen die bürgerlichen Ehrenrechte aberkannt ſind, 
dürfen, ſolange ihnen dieſe Rechte entzogen bleiben, mit der Anleitung von 
Arbeitern unter achtzehn Jahren ſich nicht befaſſen. 

Die Entlaſſung der dem vorſtehenden Verbote zuwider beſchäftigten Arbeiter 
kann polizeilich erzwungen werden. 


$. 107. 

Minderjährige Perſonen dürfen, ſoweit reichsgeſetzlich nicht ein Anderes zu⸗ 
gelaffen iſt, als Arbeiter nur beſchäftigt werden, wenn ſie mit einem Arbeitsbuche 
verſehen ſind. Bei der Annahme ſolcher Arbeiter hat der Arbeitgeber das Arbeits⸗ 
buch einzufordern. Er iſt verpflichtet, dasſelbe zu verwahren, auf amtliches Ver⸗ 
gen vorzulegen und nach rechtmäßiger Löſung des Arbeitsverhältniſſes wieder 
auszuhändigen. Die Aushändigung erfolgt an den Vater oder Vormund, ſo⸗ 
u, dieſe es verlangen ‚ ober der Arbeiter das ſechszehnte Lebensjahr noch nicht 
vollendet hat, anderenfalls an den Arbeiter ſelbſt. Mit Genehmigung der Gemeinde⸗ 
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behörde des im $. 108 bezeichneten Ortes kann die Aushändigung des Arbeits⸗ 
buches auch an die Mutter oder einen ſonſtigen Angehörigen oder unmittelbar an 
den Arbeiter erfolgen. 

Auf Kinder, welche zum Beſuche der Volksſchule verpflichtet ſind, finden 
vorſtehende Beſtimmungen keine Anwendung. 


$. 108. 

Das Arbeitsbuch wird dem Arbeiter durch die Polizeibehörde desjenigen 
Ortes, an welchem er zuletzt ſeinen dauernden Aufenthalt gehabt hat, wenn aber 
ein ſolcher im Gebiete des Deutſchen Reichs nicht ſtattgefunden hat, von der 
Polizeibehörde des von ihm zuerſt erwählten deutſchen Arbeitsortes koſten⸗ und 
ſtempelfrei ausgeſtellt. Die Ausſtellung erfolgt auf Antrag oder mit Zuſtimmung 
des Vaters oder Vormundes; iſt die Erklärung des Vaters nicht zu beſchaffen, 
oder verweigert der Vater die Zuſtimmung ohne genügenden Grund und zum 
Nachtheile des Arbeiters, ſo kann die Gemeindebehörde die Zuſtimmung desſelben 
ergänzen. Vor der Ausſtellung iſt nachzuweiſen, daß der Arbeiter zum Beſuche 
der Volksſchule nicht mehr verpflichtet iſt, und glaubhaft zu machen, daß bisher 
ein Arbeitsbuch für ihn noch nicht ausgeſtellt war. 


§. 109. 

Wenn das Arbeitsbuch vollſtändig ausgefüllt oder nicht mehr brauchbar, 
oder wenn es verloren gegangen oder vernichtet iſt, ſo wird an Stelle desſelben 
ein neues Arbeitsbuch ausgeſtellt. Die Ausſtellung erfolgt durch die Polizei⸗ 
behörde desjenigen Ortes, an welchem der Inhaber des Arbeitsbuches zuletzt ſeinen 
dauernden Aufenthalt gehabt hat. Das ausgefüllte oder nicht mehr brauchbare 
Arbeitsbuch ift durch einen amtlichen Vermerk zu jchließen. 

Wird das neue Arbeitsbuch an Stelle eines nicht mehr brauchbaren, eines 
verloren gegangenen oder vernichteten Arbeitsbuches ausgeſtellt, ſo iſt dies darin 
zu vermerken. Für die Ausſtellung kann in dieſem Falle eine Gebühr bis zu 
fünfzig Pfennig erhoben werden. 


$. 110. 

Das Arbeitsbuch ($. 108) muß den Namen des Arbeiters, Ort, Jahr 
und Tag ſeiner Geburt, Namen und letzten Wohnort ſeines Vaters oder Vor⸗ 
mundes und die Unterſchrift des Arbeiters enthalten. Die Ausſtellung erfolgt 
unter dem Siegel und der Unterſchrift der Behörde. Letztere hat über die von 
ihr ausgeſtellten Arbeitsbücher ein Verzeichniß zu führen. 

Die Einrichtung der Arbeitsbücher wird durch den Reichskanzler beſtimmt. 


§. 111. 
Bei dem Eintritt des Arbeiters in das Arbeitsverhältniß hat der Arbeit⸗ 
geber an der dafür beſtimmten Stelle des Arbeitsbuches die Zeit des Eintritts 
und die Art der Beſchäftigung, am Ende des Arbeitsverhältniſſes die Zeit des 
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Austritts und, wenn die Beſchäftigung Aenderungen erfahren hat, die Art der 
letzten Beſchäftigung des Arbeiters einzutragen. 

Die Eintragungen ſind mit Tinte zu bewirken und von dem Arbeitgeber 
oder dem dazu bevollmächtigten Betriebsleiter zu unterzeichnen. 

Die Eintragungen dürfen nicht mit einem Merkmal verſehen ſein, welches 
den Inhaber des Arbeitsbuches günſtig oder nachtheilig zu kennzeichnen bezweckt. 

Die Eintragung eines Urtheils über die Führung oder die Leiſtungen 
des Arbeiters und ſonſtige durch dieſes Geſetz nicht vorgeſehene Eintragungen oder 
Vermerke in oder an dem Arbeitsbuche ſind unzuläſſig. 


$. 112. 

Iſt das Arbeitsbuch bei dem Arbeitgeber unbrauchbar geworden, verloren 
gegangen oder vernichtet, oder ſind von dem Arbeitgeber unzuläſſige Merkmale, 
Eintragungen oder Vermerke in oder an dem Arbeitsbuche gemacht, oder wird 
von dem Arbeitgeber ohne rechtmäßigen Grund die Aushändigung des Arbeits⸗ 
buches verweigert, ſo kann die Ausſtellung eines neuen Arbeitsduches auf Koſten 
des Arbeitgebers beanſprucht werden. 

i Ein Arbeitgeber, welcher das Arbeitsbuch ſeiner geſetzlichen Verpflichtung 
zuwider nicht rechtzeitig ausgehändigt oder die vorſchriftsmäßigen Eintragungen 
zu machen unterlafien oder unzuläffige Merkmale, Eintragungen oder Vermerke 
gemacht hat, iſt dem Arbeiter entſchädigungspflichtig. Der Anſpruch auf Ent: 
ſchädigung erliſcht, wenn er nicht innerhalb vier Wochen nach ſeiner Entſtehung 
im Wege der Klage oder Einrede geltend gemacht iſt. 


$. 113. 
Beim Abgange können die Arbeiter ein Zeugniß über die Art und Dauer 
ihrer Beſchäftigung fordern 
Dieſes Zeugniß iſt auf Verlangen der Arbeiter auch auf ihre Führung 
und ihre Leiſtungen auszudehnen. 

Den Arbeitgebern iſt unterſagt, die Zeugniſſe mit Merkmalen zu verſehen, 
welche den Zweck haben, den Arbeiter in einer aus dem Wortlaut des Zeugniſſes 
nicht erſichtlichen Weiſe zu kennzeichnen. 

Iſt der Arbeiter minderjährig, ſo kann das Zeugniß von dem Vater oder 
Vormund gefordert werden. Dieſe können verlangen, daß das Zeugniß nicht 
an den Minderjährigen, ſondern an ſie ausgehändigt werde. Mit Genehmigung 
der Gemeindebehörde des im §. 108 bezeichneten Ortes kann auch gegen den 
Willen des Vaters oder Vormundes die Aushändigung unmittelbar an den 
Arbeiter erfolgen. 


$. 114. 


Auf Antrag des Arbeiters hat die Ortspolizeibehörde die Eintragung in 
das Arbeitsbuch und das dem Arbeiter etwa ausgeſtellte Zeugniß koſten⸗ und 
ſtenmpelfrei zu beglaubigen. 
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F. 115. 


Die Gewerbetreibenden ſind verpflichtet, die Löhne ihrer Arbeiter in Reichs⸗ 
währung zu berechnen und baar auszuzahlen. 

Sie dürfen den Arbeitern keine Waaren kreditiren. Doch iſt es geſtattet, 
den Arbeitern Lebensmittel für den Betrag der Anſchaffungskoſten, Wohnung 
und Landnutzung gegen die ortsüblichen Mieth⸗ und Pachtpreiſe, Teuerung, Be⸗ 
leuchtung, regelmäßige Beköſtigung, Arzeneien und ärztliche Hülfe, ſowie Werk⸗ 

uge und Stoffe zu den ihnen übertragenen Arbeiten für den Betrag der durch⸗ 
ſchnittlichen Selbſtkoſten unter Anrechnung bei der Lohnzahlung zu verabfolgen. 
Zu einem höheren Preiſe iſt die Verabfolgung von Werkzeugen und Stoffen für 
Akkordarbeiten zuläſſig, wenn derſelbe den ortsüblichen nicht überſteigt und im 
Voraus vereinbart iſt. 


$. 115 a. 


Lobn- und Abſchlagszahlungen dürfen in Gaft- und Schankwirthſchaften 
oder Verkaufsſtellen nicht ohne Genebmigung der unteren Verwaltungsbehörde 
erfolgen; ſie dürfen an Dritte nicht erfolgen auf Grund von Rechtsgeſchäften 
oder Urkunden über Rechtsgeſchäfte, welche nach $. 2 des Geſetzes, betreffend die 
Beſchlagnahme des Arbeits- oder Dienſtlohnes, vom 21. Juni 1869 (Bundes⸗ 
Geſetzbl. S. 242) rechtlich unwirkſam ſind. 


§. 116. 

Arbeiter, deren Forderungen in einer dem $. 115 zuwiderlaufenden Weiſe 
berichtigt worden ſind, können zu jeder Zeit Zahlung nach Maßgabe des §. 115 
verlangen, ohne daß ihnen eine Einrede aus dem an Zahlungsſtatt Gegebenen 
entgegengeſetzt werden kann. Letzteres fällt, ſoweit es noch bei dem Empfänger 
vorhanden oder dieſer daraus bereichert iſt, derjenigen Hülfskaſſe zu, welcher der 
Arbeiter angehört, in Ermangelung einer ſolchen einer anderen zum Beſten der 
Arbeiter an dem Orte beſtehenden, von der Gemeindebehörde zu beſtimmenden 
Kaſſe und in deren Ermangelung der Ortsarmenkaſſe. 


$. 117 

Verträge, welche dem $. 115 zuwiderlaufen, find nichtig. 

Dasſelbe gilt von Verabredungen zwiſchen den Gewerbetreibenden und den 
von ihnen beſchäftigten Arbeitern über die Entnahme der Bedürfniſſe der letzteren 
aus gewiſſen Verkaufsſtellen, ſowie überhaupt über die Verwendung des Ver⸗ 
dienſtes derſelben zu einem anderen Zweck als zur Betheiligung an Einrichtungen 
zur Verbeſſerung der Lage der Arbeiter oder ihrer Familien. 


$. 118. 
Forderungen für Waaren, welche dem F. 115 zuwider kreditirt worden ſind, 
können von dem Gläubiger weder eingeklagt, noch durch Anrechnung oder ſonſt 
geltend gemacht werden, ohne Unterſchied, ob ſie zwiſchen den Betheiligten un⸗ 
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mittelbar entſtanden oder mittelbar erworben ſind. Dagegen fallen dergleichen 
Forderungen der im $. 116 bezeichneten Kaffe zu. 


§. 119. 

Den Gewerbetreibenden im Sinne der $$. 115 bis 118 find gleich zu 
achten deren Familienglieder, Gehülfen, Beauftragte, Geſchäftsführer, Aufſeher 
und Faktoren, ſowie andere Gewerbetreibende, bei deren Geſchäft eine der hier 
erwähnten Perſonen unmittelbar oder mittelbar betheiligt iſt. 


$. 119 a. 


Lohneinbehaltungen, welche von Gewerbeunternehmern zur Sicherung des 
Erſatzes eines ihnen aus der widerrechtlichen Auflöſung des Arbeitsverhälkniſſes 
erwachſenden Schadens oder einer für dieſen Fall verabredeten Strafe ausbedungen 
werden, dürfen bei den einzelnen Lohnzahlungen ein Viertel des fälligen Lohnes, im 
Geſammtbetrage den Betrag eines durchſchnittlichen Wochenlohnes nicht überſteigen. 

Durch ſtatutariſche Beſtimmung einer Gemeinde oder eines weiteren Kom— 
munalverbandes ($. 142) kann für alle Gewerbebetriebe oder gewiſſe Arten der⸗ 
ſelben feſtgeſetzt werden: 


1. daß Lohn⸗ und Abſchlagszahlungen in feſten Friſten erfolgen müſſen, 
welche nicht länger als einen Monat und nicht kürzer als eine Woche 
fein dürfen; 

2. daß der von minderjährigen Arbeitern verdiente Lohn an die Eltern 
oder Vormünder und nur mit deren ſchriftlicher Zuſtimmung oder nach 
deren Beſcheinigung über den Empfang der letzten Lohnzahlung un- 
mittelbar an die Minderjährigen gezahlt wird; 

3. daß die Gewerbetreibenden den Eltern oder Vormündern innerhalb ge— 
wiſſer Friſten Mittheilung von den an minderjährige Arbeiter gezahlten 
Lohnbeträgen zu machen haben. 


$. 119 b. 

Unter den in $$. 115 bis 119a bezeichneten Arbeitern werden auch die⸗ 
jenigen Perſonen verſtanden, welche für beſtimmte Gewerbetreibende außerhalb der 
Arbeitsſtätten der letzteren mit der Anfertigung gewerblicher Erzeugniſſe beſchäftigt 
find, und zwar auch dann, wenn fie die Roh⸗ und Hülfsſtoffe ſelbſt beſchaffen. 


$. 120. 

Die Gewerbeunternehmer ſind verpflichtet, ihren Arbeitern unter achtzehn 
Jahren, welche eine von der Gemeindebehörde oder vom Staate als Fortbildungs⸗ 
ſchule anerkannte Unterrichtsanſtalt beſuchen, hierzu die erforderlichenfalls von der 
ſäſtkroigen Behörde feſtzuſetzende Zeit zu gewähren. Am Sonntage darf der 
Anterricht nur ſtattfinden, wenn die Unterrichtsſtunden fo gelegt werden, daß die 
Schüler nicht gehindert werden, den Hauptgottesdienſt oder einen mit Genehmi- 

Reichs. Geſetzbl. 1891. ii 
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gung der kirchlichen Behörden für ſie eingerichteten beſonderen Gottesdienſt ihrer 
Konfeſſion zu beſuchen. Ausnahmen von dieſer Beſtimmung kann die Zentral⸗ 
behörde für beſtehende Fortbildungsſchulen, zu deren Beſuch keine Verpflichtung 
beſteht, bis zum 1. Oktober 1894 geſtatten. 

Als Fortbildungsſchulen im Sinne dieſer Beſtimmung gelten auch Anſtalten, 
in welchen Unterricht in weiblichen Hand- und Hausarbeiten ertheilt wird. 

Durch ſtatutariſche Beſtimmung einer Gemeinde oder eines weiteren Kom- 
munalverbandes ($. 142) kann für männliche Arbeiter unter achtzehn Jahren die 
Verpflichtung zum Beſuche einer Fortbildungsſchule, ſoweit dieſe Verpflichtung 
nicht landesgeſetzlich beſteht, begründet werden. Auf demſelben Wege können die 
zur Durchführung dieſer Verpflichtung erforderlichen Beſtimmungen getroffen 
werden. Insbeſondere können durch ſtatutariſche Beſtimmung die zur Sicherung 
eines regelmäßigen Schulbeſuchs den Schulpflichtigen, ſowie deren Eltern, Vor⸗ 
mündern und Arbeitgebern obliegenden Verpflichtungen beſtimmt und diejenigen 
Vorſchriften erlaffen werden, durch welche die Ordnung in der Fortbildungsſchule 
und ein gebührliches Verhalten der Schüler geſichert wird. Von der durch ſtatu⸗ 
tariſche Beſtimmung begründeten Verpflichtung zum Beſuche einer Fortbildungs⸗ 
ſchule find diejenigen befreit, welche eine Innungs⸗ oder andere Fortbildungs⸗ 
oder Fachſchule beſuchen, fofern der Unterricht dieſer Schule von der höheren 
Verwaltungsbehörde als ein ausreichender Erſatz des allgemeinen Fortbildungs⸗ 
ſchulunterrichts anerkannt wird. 


$. 120 a. 


Die Gewerbeunternehmer ſind verpflichtet, die Arbeitsräume, Betriebsvor⸗ 
richtungen, Maſchinen und Geräthſchaften ſo einzurichten und zu unterhalten und 
den Betrieb fo zu regeln, daß die Arbeiter gegen Gefahren für Leben und Ge⸗ 
ſundheit ſoweit geſchützt ſind, wie es die Natur des Betriebes geſtattet. 

Insbeſondere iſt für genügendes Licht, ausreichenden Luftraum und Luft⸗ 
wechſel, Beſeitigung des bei dem Betriebe entſtehenden Staubes, der dabei ent⸗ 
wickelten Dünſte und Gaſe, ſowie der dabei entſtehenden Abfälle Sorge zu tragen. 

Ebenſo ſind diejenigen Vorrichtungen herzuſtellen, welche zum Schutze der 
Arbeiter gegen gefährliche Berührungen mit Maſchinen oder Maſchinentheilen oder 
gegen andere in der Natur der Betriebsſtätte oder des Betriebes liegende Ge⸗ 
fahren, namentlich auch gegen die Gefahren, welche aus Fabrikbränden erwachſen 
können, erforderlich ſind. 

Endlich ſind diejenigen Vorſchriften über die Ordnung des Betriebes und 
das Verhalten der Arbeiter zu erlaſſen, welche zur Sicherung eines gefahrloſen 
Betriebes erforderlich ſind. 

$. 120 b. 


Die Gewerbeunternehmer ſind verpflichtet, diejenigen Einrichtungen zu treffen 
und zu unterhalten und diejenigen Vorſchriften über das Verhalten der Arbeiter 
im Betriebe zu erlaſſen, welche erforderlich ſind, um die Aufrechterhaltung der 
guten Sitten und des Anſtandes zu ſichern. 
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Jusbeſondere muß, ſoweit es die Natur des Betriebes zuläßt, bei der Arbeit 
die Trennung der Geſchlechter durchgeführt werden, ſofern nicht die Aufrechterhal⸗ 
tung der guten Sitten und des Anſtandes durch die Einrichtung des Betriebes 
ohnehin geſichert iſt. f 

In Anlagen, deren Betrieb es mit ſich bringt, daß die Arbeiter ſich um⸗ 
kleiden und nach der Arbeit ſich reinigen, müſſen ausreichende, nach Geſchlechtern 
getrennte Ankleide und Waſchräume vorhanden fein. 

Die Bedürfnißanſtalten müſſen ſo eingerichtet ſein, daß ſie für die Zahl 
der Arbeiter ausreichen, daß den Anforderungen der Geſundheitspflege entſprochen 
wird und daß ihre Benutzung ohne Verletzung von Sitte und Anſtand er 
folgen kann. 


§. 1206. 


Gewerbeunternehmer, welche Arbeiter unter achtzehn Jahren beſchäftigen, 
ſind verpflichtet, bei der Einrichtung der Betriebsſtätte und bei der Regelung des 
Betriebes diejenigen beſonderen Rückſichten auf Geſundheit und Sittlichkeit zu 
nehmen, welche durch das Alter dieſer Arbeiter geboten ſind. 


$. 120d. 

’ Die zuſtändigen Polizeibehörden find befugt, im Wege der Verfügung für 
einzelne Anlagen die Ausführung derjenigen Maßnahmen anzuordnen, welche zur 
Durchführung der in $$. 120 a bis 1206 enthaltenen Grundſätze erforderlich und 
nach der Beſchaffenheit der Anlage ausführbar erſcheinen. Sie können anordnen, 
daß den Arbeitern zur Einnahme von Mahlzeiten außerhalb der Arbeitsräume 
angemeſſene, in der kalten Jahreszeit geheizte Räume unentgeltlich zur Verfügung 
geſtellt werden. 

Soweit die angeordneten Maßregeln nicht die Beſeitigung einer dringenden, 
das Leben oder die Geſundheit bedrohenden Gefahr bezwecken, muß für die Aus⸗ 
führung eine angemeſſene Friſt gelaſſen werden. 

Den bei Erlaß dieſes Geſetzes bereits beſtehenden Anlagen gegenüber können, 
ſolange nicht eine Erweiterung oder ein Umbau eintritt, nur Anforderungen ge- 
ſtellt werden, welche zur Beſeitigung erheblicher, das Leben, die Geſundheit oder 
die Sittlichkeit der Arbeiter gefährdender Mißſtände erforderlich oder ohne unver⸗ 
hältnißmäßige Aufwendungen ausführbar erſcheinen. 

Gegen die Verfügung der Polizeibehörde ſteht dem Gewerbeunternehmer 
binnen zwei Wochen die Beſchwerde an die höhere Verwaltungsbehörde zu. Gegen 
die Entſcheidung der höheren Verwaltungsbehörde iſt binnen vier Wochen die Be⸗ 
ſchwerde an die Zentralbehörde zuläffig; dieſe entſcheidet endgültig. Widerſpricht 
die Verfügung den von der zuſtändigen Berufsgenoſſenſchaft erlaſſenen Vorſchriften 
zur Verhütung von Unfällen, ſo iſt zur Einlegung der vorſtehend bezeichneten 
Rechtsmittel binnen der dem Gewerbeunternehmer zuſtehenden Friſt auch der Vor- 
ſtand der Berufsgenoſſenſchaft befugt. 

47° 
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$. 120 e. 


Durch Beſchluß des Bundesraths können Vorſchriften darüber erlaſſen 
werden, welchen Anforderungen in beſtimmten Arten von Anlagen zur Durch⸗ 
führung der in den $$. 120 a bis 1206 enthaltenen Grundſätze zu genügen iſt. 

Soweit ſolche Vorſchriften durch Beſchluß des Bundesraths nicht erlaſſen 
find, können dieſelben durch Anordnung der Landes ⸗Zentralbehörden oder durch 
Polizeiverordnungen der zum Erlaß ſolcher berechtigten Behörden erlaſſen werden. 
Vor dem Erlaß ſolcher Anordnungen und Polizeiverordnungen iſt den Vor⸗ 
ſtänden der betheiligten Berufsgenoſſenſchaften oder Berufsgenoſſenſchafts-Sektionen 
Gelegenheit zu einer gutachtlichen Aeußerung zu geben. Auf dieſe finden die Be⸗ 
ſtimmungen des F. 79 Abſatz 1 des Geſetzes, betreffend die Unfallverſicherung der 
Arbeiter, vom 6. Juli 1884 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 69) Anwendung. 

Durch Beſchluß des Bundesraths können für ſolche Gewerbe, in welchen 
durch übermäßige Dauer der täglichen Arbeitszeit die Geſundheit der Arbeiter 
gefährdet wird, Dauer, Beginn und Ende der zuläſſigen täglichen Arbeitszeit und 
der zu gewährenden Pauſen vorgeſchrieben und die zur Durchführung dieſer Vor⸗ 
ſchriften erforderlichen Anordnungen erlaſſen werden. 

Die durch Beſchluß des Bundesraths erlaſſenen Vorſchriften find durch 
das Reichs-Geſetzblatt zu veröffentlichen und dem Reichstag bei feinem nächſten 
Zuſammentritt zur Kenntnißnahme vorzulegen. 


II. Verhältniſſe der Geſellen und Gehülfen. 


F. 121. 
Geſellen und Gehülfen ſind verpflichtet, den Anordnungen der Arbeitgeber 
in Beziehung auf die ihnen übertragenen Arbeiten und auf die häuslichen Ein⸗ 
richtungen Folge zu leiften; zu häuslichen Arbeiten find fie nicht verbunden. 


Sala 
Das Arbeitsverhältniß zwiſchen den Geſellen oder Gehülfen und ihren 
Arbeitgebern kann, wenn nicht ein Anderes verabredet iſt, durch eine jedem Theile 
freiſtehende, vierzehn Tage vorher erklärte Aufkündigung gelöſt werden. Werden 
andere Aufkündigungsfriſten vereinbart, fo müſſen fie für beide Theile gleich fein. 
Vereinbarungen, welche dieſer Beſtimmung zuwiderlaufen, ſind nichtig. 


8 
Vor Ablauf der vertragsmäßigen Zeit und ohne Aufkündigung können 
Geſellen und Gehülfen entlaſſen werden: 

1. wenn ſie bei Abſchluß des Arbeitsvertrages den Arbeitgeber durch Vor- 
zeigung falſcher oder verfälſchter Arbeitsbücher oder Zeugniſſe hinter⸗ 
gangen oder ihn über das Beſtehen eines anderen, fie gleichzeitig ver- 
pflichtenden Arbeitsverhältniſſes in einen Irrthum verſetzt haben; 


— 273 — 


2. wenn ſie eines Diebſtahls, einer Entwendung, einer Unterſchlagung, 
eines Betruges oder eines liederlichen Lebenswandels ſich ſchuldig machen; 

3. wenn ſie die Arbeit unbefugt verlaſſen haben oder ſonſt den nach dem 
Arbeitsvertrage ihnen obliegenden Verpflichtungen nachzukommen be⸗ 
harrlich verweigern; 

4. wenn ſie der Verwarnung ungeachtet mit Feuer und Licht unvorſichtig 
umgehen; 

5. wenn ſie ſich Thätlichkeiten oder grobe Beleidigungen gegen den Arbeit- 
geber oder ſeine Vertreter oder gegen die Familienangehörigen des 
Arbeitgebers oder ſeiner Vertreter zu Schulden kommen laſſen; 

6. wenn ſie einer vorſätzlichen und rechtswidrigen Sachbeſchädigung zum 
Nachtheile des Arbeitgebers oder eines Mitarbeiters ſich ſchuldig machen; 

7. wenn ſie Familienangehörige des Arbeitgebers oder ſeiner Vertreter oder 
Mitarbeiter zu Handlungen verleiten oder zu verleiten verſuchen oder 
mit Familienangehörigen des Arbeitgebers oder ſeiner Vertreter Hand— 
lungen begehen, weiche wider die Geſetze oder die guten Sitten 
verſtoßen; 

8. wenn fie zur Fortſetzung der Arbeit unfähig oder mit einer abſchreckenden 
Krankheit behaftet find. 


In den unter Nr. I bis 7 gedachten Fällen iſt die Entlaſſung nicht mehr 
zuläſſig, wenn die zu Grunde liegenden Thatſachen dem Arbeitgeber länger als 
eine Woche bekannt ſind. 

r Inwiefern in den unter Nr. 8 gedachten Fällen dem Entlaſſenen ein An⸗ 
pub auf Entſchädigung zuſtehe, iſt nach dem Inhalt des Vertrages und nach 
den allgemeinen geſetzlichen Vorſchriften zu beurtheilen. 


$. 124. 


Vor Ablauf der vertragsmäßigen Zeit und ohne Aufkündigung können 
Geſellen und Gehülfen die Arbeit verlaſſen: 


J. wenn fie zur Fortſetzung der Arbeit unfähig werden; 

2. wenn der Arbeitgeber oder ſeine Vertreter ſich Thätlichkeiten oder grobe 
Beleidigungen gegen die Arbeiter oder gegen ihre Familienangehörigen 
zu Schulden kommen laſſen, 

3. wenn der Arbeitgeber oder ſeine Vertreter oder Familienangehörige der⸗ 
ſelben die Arbeiter oder deren Familienangehörige zu Handlungen ver⸗ 
leiten oder zu verleiten verſuchen oder mit den Familienangehörigen der 
Arbeiter Handlungen begehen, welche wider die Geſetze oder die guten 
Sitten laufen; 

4. wenn der Arbeitgeber den Arbeitern den ſchuldigen Lohn nicht in der 
bedungenen Weiſe auszahlt, bei Stücklohn nicht für ihre ausreichende 
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Beſchäftigung ſorgt, oder wenn er ſich widerrechtlicher Uebervortheilungen 
gegen ſie ſchuldig macht; 

5. wenn bei Fortſetzung der Arbeit das Leben oder die Geſundheit der 
Arbeiter einer erweislichen Gefahr ausgeſetzt ſein würde, welche bei 
Eingehung des Arbeitsvertrages nicht zu erkennen war. 

In den unter Nr. 2 gedachten Fällen iſt der Austritt aus der Arbeit nicht 

mehr zuläſſig, wenn die zu Grunde liegenden Thatſachen dem Arbeiter länger 
als eine Woche bekannt ſind. 


$. 124 a. 

Außer den in $$. 123 und 124 bezeichneten Fällen kann jeder der beiden 
Theile aus wichtigen Gründen vor Ablauf der vertragsmäßigen Zeit und ohne 
Innehaltung einer Kündigungsfriſt die Aufhebung des Arbeitsverhältniſſes ver- 
langen, wenn dasſelbe mindeſtens auf vier Wochen oder wenn eine längere als 
vierzehntägige Kündigungsfriſt vereinbart iſt. 


$. 124 b. 


Hat ein Geſelle oder Gehülfe rechtswidrig die Arbeit verlaſſen, ſo kann 
der Arbeitgeber als Entſchädigung für den Tag des Vertragsbruchs und jeden 
folgenden Tag der vertragsmäßigen oder geſetzlichen Arbeitszeit, höchſtens aber 
für eine Woche, den Betrag des ortsüblichen Tagelohnes ($. 8 des Kranken⸗ 
verſicherungsgeſetzes vom 15. Juni 1883, Reichs⸗Geſetzbl. S. 73) fordern. Dieſe 
Forderung iſt an den Nachweis eines Schadens nicht gebunden. Durch ihre 
Geltendmachung wird der Anſpruch auf Erfüllung des Vertrages und auf weiteren 
Schadenserſatz ausgeſchloſſen. Dasſelbe Recht ſteht dem Geſellen oder Gehülfen 
gegen den Arbeitgeber zu, wenn er von dieſem vor rechtmäßiger Beendigung des 
Arbeitsverhältniſſes entlaſſen worden iſt. 


$. 125. 

Ein Arbeitgeber, welcher einen Geſellen oder Gehülfen verleitet, vor recht— 
mäßiger Beendigung des Arbeitsverhältniſſes die Arbeit zu verlaſſen, iſt dem 
früheren Arbeitgeber für den entſtandenen Schaden oder den nach $. 124 b an 
die Stelle des Schadenserſatzes tretenden Betrag als Selbſtſchuldner mitverhaftet. 
In gleicher Weiſe haftet ein Arbeitgeber, welcher einen Geſellen oder Gehülfen 
annimmt, von dem er weiß, daß derſelbe einem anderen Arbeitgeber zur Arbeit 
noch verpflichtet iſt. 

In dem im vorſtehenden Abſatz bezeichneten Umfang iſt auch derjenige 
Arbeitgeber mitverhaftet, welcher einen Geſellen oder Gehülfen, von dem er weiß, 
daß derſelbe einem anderen Arbeitgeber zur Arbeit noch verpflichtet iſt, während 
der Dauer dieſer Verpflichtung in der Beſchäftigung behält, ſofern nicht ſeit der 
unrechtmäßigen Löſung des Arbeitsverhältniſſes bereits vierzehn Tage verfloſſen ſind. 

Den Geſellen und Gehülfen ſtehen im Sinne der vorſtehenden Beſtimmungen 
die im F. 119 b bezeichneten Perſonen gleich. 
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III. Lehrlingsverhältniſſe. 


$. 126. 

Der Lehrherr iſt verpflichtet, den Lehrling in den bei feinem Betriebe vor— 
kommenden Arbeiten des Gewerbes in der durch den Zweck der Ausbildung ge⸗ 
botenen Reihenfolge und Ausdehnung zu unterweiſen. Er muß entweder ſelbſt 
oder durch einen geeigneten, ausdrücklich dazu beſtimmten Vertreter die Aus⸗ 
bildung des Lehrlings leiten. Er darf dem Lehrling die zu ſeiner Ausbildung 
und zum Beſuche des Gottesdienſtes an Sonn- und Feſttagen erforderliche Zeit 
und Gelegenheit durch Verwendung zu anderen Dienſtleiſtungen nicht entziehen. 
Er hat den Lehrling zur Arbeitſamkeit und zu guten Sitten anzuhalten und vor 
Ausſchweifungen zu bewahren. 

1271 

Der Lehrling iſt der väterlichen Zucht des Lehrherrn unterworfen. Dem- 
jenigen gegenüber, welcher an Stelle des Lehrherrn ſeine Ausbildung zu leiten 
hat, iſt er zur Folgſamkeit verpflichtet. 


$. 128. 

Das Lehrverhältniß kann, wenn eine längere Friſt nicht vereinbart iſt, 
während der erſten vier Wochen nach Beginn der Lehrzeit durch einſeitigen Rück— 
tritt aufgelöſt werden. Eine Vereinbarung, wonach dieſe Probezeit mehr als drei 
Monate betragen ſoll, ift nichtig. 

Nach Ablauf der Probezeit kann der Lehrling vor Beendigung der ver- 
abredeten Lehrzeit entlaffen werden, wenn einer der im $. 123 vorgeſehenen Fälle 
auf ihn Anwendung findet. 

Von Seiten des Lehrlings kann das Lehrverhältniß nach Ablauf der 
Probezeit aufgelöſt werden: 


1. wenn einer der im $. 124 unter Nr. 1, 3 bis 5 vorgeſehenen Fälle 
vorliegt; 


2. wenn der Lehrherr ſeine geſetzlichen Verpflichtungen gegen den Lehrling 
in einer die Geſundheit, die Sittlichkeit oder die Ausbildung des Lehr⸗ 
lings gefährdenden Weiſe vernachläſſigt, oder das Recht der väter⸗ 
lichen Zucht mißbraucht, oder zur Erfüllung der ihm vertragsmäßig 
obliegenden Verpflichtungen unfähig wird. 

Der Lehrvertrag wird durch den Tod des Lehrlings aufgehoben. Durch 
den Tod des Lehrherrn gilt der Lehrvertrag als aufgehoben, ſofern die Auf- 
hebung innerhalb vier Wochen geltend gemacht wird. 

Schriftliche Lehrverträge find ſtempelfrei. 


$. 129. 


Bei Beendigung des Lehrverhältniſſes hat der Lehrherr dem Lehrling unter 
Angabe des Gewerbes, in welchem der Lehrling unterwieſen worden iſt, über 
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die Dauer der Lehrzeit und die während derſelben erworbenen Kenntniſſe und 
Fertigkeiten, ſowie über ſein Betragen ein Zeugniß auszuſtellen, welches von der 
Gemeindebehörde koſten⸗ und ſtempelfrei zu beglaubigen iſt. 

An Stelle dieſer Zeugniſſe können, wo Innungen oder andere Ver⸗ 
tretungen der Gewerbetreibenden beſtehen, die von dieſen ausgeſtellten Lehr⸗ 
briefe treten. 

§. 4130. 

Verläßt der Lehrling in einem durch dies Geſetz nicht vorgeſehenen Falle 
ohne Zuſtimmung des Lehrherrn die Lehre, ſo kann letzterer den Anſpruch auf 
Rückkehr des Lehrlings nur geltend machen, wenn der Lehrvertrag ſchriftlich ge⸗ 
ſchloſſen iſt. Die Polizeibehörde kann in dieſem Falle auf Antrag des Lehrherrn 
den Lehrling anhalten, ſolange in der Lehre zu verbleiben, als durch gerichtliches 
Urtheil das Lehrverhältniß nicht für aufgelöſt erklärt iſt. Der Antrag iſt nur 
zuläſſig, wenn er binnen einer Woche nach dem Austritt des Lehrlings geſtellt 
iſt. Im Falle der Weigerung kann die Polizeibehörde den Lehrling zwangsweiſe 
zurückführen laſſen, oder durch Androhung von Geldſtrafe bis zu fünfzig Mark 
oder Haft bis zu fünf Tagen zur Rückkehr ihn anhalten. 


$. 131. 


Wird von dem Vater oder Vormund für den Lehrling oder, ſofern der 
letztere großjährig iſt, von ihm ſelbſt dem Lehrherrn die ſchriftliche Erklärung ab⸗ 
gegeben, daß der Lehrling zu einem anderen Gewerbe oder anderen Berufe über⸗ 
gehen werde, ſo gilt das Lehrverhältniß, wenn der Lehrling nicht früher entlaſſen 
wird, nach Ablauf von vier Wochen als aufgelöſt. Den Grund der Auflöſung 
hat der Lehrherr in dem Arbeitsbuche zu vermerken. 

Binnen neun Monaten nach der Auflöſung darf der Lehrling in demſelben 
Gewerbe von einem anderen Arbeitgeber ohne Zuſtimmung des früheren Lehrherrn 
nicht beſchäftigt werden. 

§. 102. 

Erreicht das Lehrverhältniß vor Ablauf der verabredeten Lehrzeit ſein Ende, 
ſo kann von dem Lehrherrn oder von dem Lehrling ein Anſpruch auf Ent⸗ 
ſchädigung nur geltend gemacht werden „wenn der Lehrvertrag ſchriftlich gefchloffen 
iſt. In den Fällen des $. 128 Abſatz 1 und 4 kann der Anſpruch nur geltend 
gemacht werden, wenn dieſes in dem Lehrvertrage unter Feſtſetzung der Art und 
Höhe der Entſchädigung vereinbart iſt. 

Der Anſpruch auf Entſchädigung erliſcht, wenn er nicht innerhalb vier 
Wochen nach Auflöſung des Lehrverhältniſſes im Wege der Klage oder Einrede 
geltend gemacht iſt. 

. 

Iſt von dem Lehrherrn das Lehrverhältniß aufgelöſt worden „weil der 
Lehrling die Lehre unbefugt verlaſſen hat, ſo iſt die von dem Lehrherrn be⸗ 
anſpruchte Entſchädigung, wenn in dem Lehrvertrage ein Anderes nicht ausbedungen 
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ift, auf einen Betrag feſtzuſetzen, welcher für jeden auf den Tag des Vertrags: 
bruchs folgenden Tag der Lehrzeit, höchſtens aber für ſechs Monate, bis auf die 
Hälfte des in dem Gewerbe des Lehrherrn den Geſellen oder Gehülfen ortsüblich 
gezahlten Lohnes ſich belaufen darf. 

Für die Zahlung der Entſchädigung ſind als Selbſtſchuldner mitverhaftet 
der Vater des Lehrlings ſowie derjenige Arbeitgeber, welcher den Lehrling zum 
Verlaſſen der Lehre verleitet oder welcher ihn in Arbeit genommen hat, obwohl 
er wußte, daß der Lehrling zur Fortſetzung eines Lehrverhältniſſes noch verpflichtet 
war. Hat der Entſchädigungsberechtigte erſt nach Auflöſung des Lehrverhältniſſes 
von der Perſon des Arbeitgebers, welcher den Lehrling verleitet oder in Arbeit 
genommen hat, Kenntniß erhalten, ſo erliſcht gegen dieſe der Entſchädigungs— 
anſpruch erſt, wenn derſelbe nicht innerhalb vier Wochen nach erhaltener Kenntniß 
geltend gemacht iſt. 


IIIa. Verhältniſſe der Betriebsbeamten, Werkmeiſter, Techniker. 


F. 133a. 

Das Dienſtverhältniß der von Gewerbeunternehmern gegen feſte Bezüge 
beſchäftigten Perſonen, welche nicht lediglich vorübergehend mit der Leitung oder 
Beauffichtigung des Betriebes oder einer Abtheilung desſelben beauftragt (Betriebs— 
beamte, Werkmeiſter und ähnliche Angeſtellte) oder mit höheren techniſchen Dienſt— 
leiſtungen betraut ſind (Maſchinentechniker, Bautechniker, Chemiker, Zeichner und 
dergleichen), kann, wenn nicht etwas Anderes verabredet iſt, von jedem Theile 
mit Ablauf jedes Kalendervierteljahres nach ſechs Wochen vorher erklärter Auf— 
kündigung aufgehoben werden. 

$. 133 b. 

Jeder der beiden Theile kann vor Ablauf der vertragsmäßigen Zeit und 
ohne Innehaltung einer Kündigungsfriſt die Aufhebung des Dienſtverhältniſſes 
verlangen, wenn ein wichtiger, nach den Umſtänden des Falles die Aufhebung 
rechtfertigender Grund vorliegt. 

F. 1336. 

Gegenüber den im $. 133 a bezeichneten Perſonen kann die Aufhebung des 
Dienſtverhältniſſes insbeſondere verlangt werden: 

J. wenn ſie beim Abſchluß des Dienſtvertrages den Arbeitgeber durch Vor— 
bringung falſcher oder verfälſchter Zeugniſſe hintergangen oder ihn über 
das Beſtehen eines anderen, fie gleichzeitig verpflichtenden Dienftver- 
hältniſſes in einen Irrthum verſetzt haben; 

2. wenn fie im Dienſte untreu find oder das Vertrauen mißbrauchen; 

3. wenn ſie ihren Dienſt unbefugt verlaſſen oder den nach dem Dienſt— 
vertrage ihnen obliegenden Verpflichtungen nachzukommen, beharrlich 
verweigern; 
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4. wenn fie durch anhaltende Krankheit oder durch eine längere Freiheits⸗ 
ſtrafe oder Abweſenheit an der Verrichtung ihrer Dienſte verhindert 
werden; 

5. wenn ſie ſich Thätlichkeiten oder Ehrverletzungen gegen den Arbeitgeber 
oder ſeinen Vertreter zu Schulden kommen laffen; 

6. wenn ſie ſich einem unſittlichen Lebenswandel ergeben. 

In dem Falle zu 4 bleibt der Anſpruch auf die vertragsmäßigen Leiſtungen 
des Arbeitgebers für die Dauer von ſechs Wochen in Kraft, wenn die Verrichtung 
der Dienſte durch unverſchuldetes Unglück verhindert worden iſt. Jedoch mindern 
ſich die Anſprüche in dieſem Falle um denjenigen Betrag, welcher dem Berech— 
tigten aus einer auf Grund geſetzlicher Verpflichtung beſtehenden Krankenverſicherung 
oder Unfallverſicherung zukommt. 


§. Ic 
Die im $. 133 a bezeichneten Perſonen können die Auflöſung des Dienſt— 
verhältniſſes insbeſondere verlangen: 

J. wenn der Arbeitgeber oder feine Vertreter ſich Thätlichkeiten oder Ehr⸗ 
verletzungen gegen ſie zu Schulden kommen laſſen; 

2. wenn der Arbeitgeber die vertragsmäßigen Leiſtungen nicht gewährt; 

3. wenn bei Fortſetzung des Dienſtverhältniſſes ihr Leben oder ihre Ge— 
ſundheit einer erweislichen Gefahr ausgeſetzt ſein würde, welche bei Ein⸗ 
gebung des Dienſtverhältniſſes nicht zu erkennen war. 


$. 133 e. 
Auf die im §. 133 a bezeichneten Perſonen finden die Beſtimmungen der 
§§. 124b und 125 Anwendung, dagegen nicht die Beſtimmungen des F. 11 ha. 


IV. Verhältniſſe der Fabrikarbeiter. 


$. 134. 

Auf Fabrikarbeiter finden die Beſtimmungen der K. 121 bis 125 oder, 
wenn die Fabrikarbeiter als Lehrlinge anzuſehen ſind, die Beſtimmungen der 
F. 126 bis 133 Anwendung. 

Den Anternehmern von Fabriken, in welchen in der Regel mindeſtens zwanzig 
Arbeiter beſchäftigt werden, iſt unterſagt, für den Fall der rechtswidrigen Auflöſung 
des Arbeitsverhältniſſes durch den Arbeiter die Verwirkung des rückſtändigen Lohnes 
über den Betrag des durchſchnittlichen Wochenlohnes hinaus auszubedingen. Auf 
die Arbeitgeber und Arbeiter in ſolchen Fabriken finden die Beſtimmungen des 
F. 124 b keine Anwendung. 

$. 134a. 

Für jede Fabrik, in welcher in der Regel mindeſtens zwanzig Arbeiter be 

ſchäftigt werden, iſt innerhalb vier Wochen nach Inkrafttreten dieſes Geſetzes oder 
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nach der Eröffnung des Betriebes eine Arbeitsordnung zu erlaſſen. Für die ein- 
zelnen Abtheilungen des Betriebes oder für die einzelnen Gruppen der Arbeiter 
können beſondere Arbeitsordnungen erlaſſen werden. Der Erlaß erfolgt durch 
Aushang (F. 134 Abſatz 2). 

Die Arbeitsordnung muß den Zeitpunkt, mit welchem ſie in Wirkſamkeit 
treten ſoll, angeben und von demjenigen, welcher ſie erläßt, unter Angabe des 
Datums unterzeichnet ſein. 

Abänderungen ihres Inhalts können nur durch den Erlaß von Nachträgen 
oder in der Weiſe erfolgen, daß an Stelle der beſtehenden eine neue Arbeits— 
ordnung erlaſſen wird. 

Die Arbeitsordnungen und Nachträge zu denſelben treten früheſtens zwei 
Wochen nach ihrem Erlaß in Geltung. 


n 

Die Arbeitsordnung muß Beſtimmungen enthalten: 

J. über Anfang und Ende der regelmäßigen täglichen Arbeitszeit, ſowie 
der für die erwachſenen Arbeiter vorgeſehenen Pauſen; 

2. über Zeit und Art der Abrechnung und Lohnzahlung; 

3. ſofern es nicht bei den geſetzlichen Beſtimmungen bewenden ſoll, über 
die Friſt der zuläſſigen Aufkündigung, ſowie über die Gründe, aus 
welchen die Entlaſſung und der Austritt aus der Arbeit ohne Aufkün— 
digung erfolgen darf; 

4. ſofern Strafen vorgeſehen werden, über die Art und Höhe derſelben, 

über die Art ihrer Feſtſetzung und, wenn ſie in Geld beſtehen, über 

deren Einziehung und über den Zweck, für welchen ſie verwendet werden 
ſollen; 

ſofern die Verwirkung von Lohnbeträgen nach Maßgabe der Beſtim— 

mung des F. 134 Abſatz 2 durch Arbeitsordnung oder Arbeitsvertrag 

ausbedungen wird, über die Verwendung der verwirkten Beträge. 

Strafbeſtimmungen, welche das Ehrgefühl oder die guten Sitten verletzen, 
dürfen in die Arbeitsordnung nicht aufgenommen werden. Geldſtrafen dürfen 
die Hälfte des durchſchnittlichen Tagesarbeitsverdienſtes nicht überſteigen; jedoch 
können Thätlichkeiten gegen Mitarbeiter, erhebliche Verſtöße gegen die guten Sitten, 
ſowie gegen die zur Aufrechthaltung der Ordnung des Betriebes, zur Sicherung 
eines gefahrloſen Betriebes oder zur Durchführung der Beſtimmungen der Gewerbe⸗ 
ordnung erlaſſenen Vorſchriften mit Geldſtrafen bis zum vollen Betrage des durch⸗ 
ſchnittlichen Tagesarbeitsverdienſtes belegt werden. Alle Strafgelder müſſen zum 
Beſten der Arbeiter der Fabrik verwendet werden. Das Recht des Arbeitgebers, 
Schadenserſatz zu fordern, wird durch dieſe Beſtimmung nicht berührt. 

Dem Beſitzer der Fabrik bleibt überlaſſen, neben den im Abſatz 1 unter 
Ibis 5 bezeichneten, noch weitere die Ordnung des Betriebes und das Verhalten 
der Arbeiter im Betriebe betreffende Beſtimmungen in die Arbeitsordnung aufzu— 
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nehmen. Mit Zuſtimmung eines ſtändigen Arbeiterausſchuſſes können in die Ar— 
beitsordnung Vorſchriften uͤber das Verhalten der Arbeiter bei Benutzung der zu 
ihrem Beſten getroffenen mit der Fabrik verbundenen Einrichtungen, ſowie Vor— 
ſchriften über das Verhalten der minderjährigen Arbeiter außerhalb des Betriebes 
aufgenommen werden. 

§. 134e. 

Der Inhalt der Arbeitsordnung iſt, ſoweit er den Geſetzen nicht zuwider— 
läuft, für die Arbeitgeber und Arbeiter rechtsverbindlich. 

Andere als die in der Arbeitsordnung oder in den §§. 123 und 124 vor- 
geſehenen Gründe der Entlaſſung und des Austritts aus der Arbeit dürfen im 
Arbeitsvertrage nicht vereinbart werden. Andere als die in der Arbeitsordnung 
vorgeſehenen Strafen dürfen über den Arbeiter nicht verhängt werden. Die 
Strafen müſſen ohne Verzug feſtgeſetzt und dem Arbeiter zur Kenntniß gebracht 
werden. 

Die verhängten Geldſtrafen ſind in ein Verzeichniß einzutragen, welches den 
Namen des Beſtraften „den Tag der Beſtrafung, ſowie den Grund und die Höhe 
der Strafe ergeben und auf Erfordern dem im $. 139 b bezeichneten Beamten 
jederzeit zur Einſicht vorgelegt werden muß. 


ee 

Vor dem Erlaß der Arbeitsordnung oder eines Nachtrags zu derſelben iſt 
den in der Fabrik oder in den betreffenden Abtheilungen des Betriebes beſchäftigten 
großjährigen Arbeitern Gelegenheit zu geben, ſich über den Inhalt derſelben zu 
äußern. 

Für Fabriken, für welche ein ſtändiger Arbeiterausſchuß beſteht, wird dieſer 
Vorſchrift durch Anhörung des Ausſchuſſes über den Inhalt der Arbeitsordnung 
genügt. 

$. 134. 

Die Arbeitsordnung, ſowie jeder Nachtrag zu derſelben iſt unter Mittheilung 
der ſeitens der Arbeiter geäußerten Bedenken, ſoweit die Aeußerungen ſchriftlich 
oder zu Protokoll erfolgt ſind, binnen drei Tagen nach dem Erlaß in zwei Aus⸗ 
fertigungen unter Beifügung der Erklärung, daß und in welcher Weiſe der Vor— 
ſchrift des F. 134d genügt iſt, der unteren Verwaltungsbehörde einzureichen. 

Die Arbeitsordnung iſt an geeigneter, allen betheiligten Arbeitern zugäng⸗ 
licher Stelle auszuhängen. Der Aushang muß ſtets in lesbarem Zuſtande erhalten 
werden. Die Arbeitsordnung iſt jedem Arbeiter bei feinem Eintritt in die Be— 
ſchäftigung zu behändigen. 

$. 134. 

Arbeitsordnungen und Nachträge zu denſelben, welche nicht vorſchriftsmäßig 
erlaſſen ſind, oder deren Inhalt den geſetzlichen Beſtimmungen zuwiderläuft, ſind auf 
Anordnung der unteren Verwaltungsbehörde durch geſetzmäßige Arbeitsordnungen 
zu erſetzen oder den geſetzlichen Vorſchriften entſprechend abzuändern. 
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Gegen dieſe Anordnung findet binnen zwei Wochen die Beſchwerde an die 

höhere Verwaltungsbehörde ſtatt. 
$. 134g. 

Arbeitsordnungen, welche vor dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes erlaſſen 
worden find, unterliegen den Beſtimmungen der $$. 134a bis 1346, 134 
Abſatz 2, 1341 und find binnen vier Wochen der unteren Verwaltungsbehörde 
in zwei Ausfertigungen einzureichen. Auf ſpätere Abänderungen dieſer Arbeits— 
ordnungen und auf die ſeit dem 1. Januar 1891 erſtmalig erlaſſenen Arbeits— 
ordnungen finden die $$. 134d und 134 Abſatz 1 Anwendung. 


F. 134h. 

Als ſtändige Arbeiterausſchüſſe im Sinne der $$. 134 b Abſatz 3 und 134d 

gelten nur: 

1. diejenigen Vorſtände der Betriebs- (Fabrik-) Krankenkaſſen oder anderer 
für die Arbeiter der Fabrik beſtehender Kaſſeneinrichtungen, deren Mit— 
glieder in ihrer Mehrheit von den Arbeitern aus ihrer Mitte zu wählen 
ſind, ſofern ſie als ſtändige Arbeiterausſchüſſe beſtellt werden; 

2. die Knappſchaftsälteſten von Knappſchaftsvereinen, welche die nicht den 
Beſtimmungen der Berggeſetze unterſtehenden Betriebe eines Unter— 
nehmers umfaſſen, ſofern fie als ſtändige Arbeiterausſchüſſe beftellt 
werden; 

3. die bereits vor dem 1. Januar 1891 errichteten ſtändigen Arbeiter: 
ausſchüſſe, deren Mitglieder in ihrer Mehrzahl von den Arbeitern aus 
ihrer Mitte gewählt werden; 

4. ſolche Vertretungen, deren Mitglieder in ihrer Mehrzahl von den voll— 
jährigen Arbeitern der Fabrik oder der betreffenden Betriebsabtheilung 
aus ihrer Mitte in unmittelbarer und geheimer Wahl gewählt werden. 
Die Wahl der Vertreter kann auch nach Arbeiterklaſſen oder nach be- 
ſonderen Abtheilungen des Betriebes erfolgen. 


35. 

Kinder unter dreizehn Jahren dürfen in Fabriken nicht beſchäftigt werden. 
Kinder über dreizehn Jahre dürfen in Fabriken nur beſchäftigt werden, wenn ſie 
nicht mehr zum Beſuche der Volksschule verpflichtet find. 

Die Beſchäftigung von Kindern unter vierzehn Jahren darf die Dauer 
von ſechs Stunden täglich nicht überſchreiten. 

I Junge Leute zwiſchen vierzehn und ſechszehn Jahren dürfen in Fabriken nicht 
länger als zehn Stunden täglich beſchäftigt werden. 


$. 136. 


Die Arbeitsſtunden der jugendlichen Arbeiter ($. 135) dürfen nicht vor 
fünfeinhalb Uhr Morgens beginnen und nicht über achteinhalb Uhr Abends dauern. 
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Zwiſchen den Arbeitsſtunden müſſen an jedem Arbeitstage regelmäßige Pauſen ge— 
währt werden. Für jugendliche Arbeiter, welche nur ſechs Stunden täglich beſchäftigt 
werden, muß die Pauſe mindeſtens eine halbe Stunde betragen. Den übrigen 
jugendlichen Arbeitern muß mindeſtens Mittags eine einſtündige ſowie Vormittags 
und Nachmittags je eine halbſtündige Pauſe gewährt werden. 

Während der Pauſen darf den jugendlichen Arbeitern eine Beſchäftigung 
in dem Fabrikbetriebe überhaupt nicht und der Aufenthalt in den Arbeitsräumen 
nur dann geſtattet werden, wenn in denſelben diejenigen Theile des Betriebes, 
in welchen jugendliche Arbeiter beſchäftigt ſind, für die Zeit der Pauſen völlig 
eingeſtellt werden oder wenn der Aufenthalt im Freien nicht thunlich und andere 
geeignete Aufenthaltsräume ohne unverhältnißmäßige Schwierigkeiten nicht beſchafft 
werden können. 

An Sonn⸗ und Feſttagen, ſowie während der von dem ordentlichen Seel— 
ſorger für den Katechumenen- und Konfirmanden-, Beicht- und Kommunion⸗ 
unterricht beſtimmten Stunden dürfen jugendliche Arbeiter nicht beſchäftigt werden. 


a 

Arbeiterinnen dürfen in Fabriken nicht in der Nachtzeit von achteinhalb Uhr 
Abends bis fünfeinhalb Uhr Morgens und am Sonnabend ſowie an Vorabenden 
der Feſttage nicht nach fünfeinhalb Uhr Nachmittags beſchäftigt werden. 

Die Beſchäftigung von Arbeiterinnen über ſechszehn Jahre darf die Dauer 
von elf Stunden täglich, an den Vorabenden der Sonn- und Feſttage von zehn 
Stunden, nicht überſchreiten. 

Zwiſchen den Arbeitsſtunden muß den Arbeiterinnen eine mindeſtens ein— 
ſtündige Mittagspauſe gewährt werden. 

Arbeiterinnen über ſechszehn Jahre, welche ein Hausweſen zu beſorgen 
haben, find auf ihren Antrag eine halbe Stunde vor der Mittagspauſe zu ent- 
laſſen, ſofern dieſe nicht mindeſtens ein und eine halbe Stunde beträgt. 

Wöchnerinnen dürfen während vier Wochen nach ihrer Niederkunft über— 
haupt nicht und während der folgenden zwei Wochen nur beſchäftigt werden, wenn 
das Zeugniß eines approbirten Arztes dies für zuläſſig erklärt. 


$. 138. 

Sollen Arbeiterinnen oder jugendliche Arbeiter in Fabriken beſchäftigt werden, 
ſo hat der Arbeitgeber vor dem Beginn der Beſchäftigung der Ortspolizeibehörde 
eine ſchriftliche Anzeige zu machen. 

In der Anzeige ſind die Fabrik, die Wochentage, an welchen die Be— 
ſchäftigung ſtattfinden ſoll, Beginn und Ende der Arbeitszeit und der Pauſen, 
ſowie die Art der Beſchäftigung anzugeben. Eine Aenderung hierin darf, abge⸗ 
ſehen von Verſchiebungen, welche durch Erſetzung behinderter Arbeiter für einzelne 
Arbeitsſchichten nothwendig werden, nicht erfolgen „bevor eine entſprechende weitere 
Anzeige der Behörde gemacht iſt. In jeder Fabrik hat der Arbeitgeber dafür 
zu ſorgen, daß in den Fabrikräumen, in welchen jugendliche Arbeiter beſchäftigt 
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werden, an einer in die Augen fallenden Stelle ein Verzeichniß der jugendlichen 
Arbeiter unter Angabe ihrer Arbeitstage, ſowie des Beginns und Endes ihrer 
Arbeitszeit und der Pauſen ausgehängt iſt. Ebenſo hat er dafür zu ſorgen, 
daß in den betreffenden Räumen eine Tafel ausgehängt iſt, welche in der von 
der Zentralbehörde zu beſtimmenden Faſſung und in deutlicher Schrift einen Auszug 
aus den Beſtimmungen über die Beſchäftigung von Arbeiterinnen und jugend— 
lichen Arbeitern enthält. 
§. 138a. 

Wegen außergewöhnlicher Häufung der Arbeit kann auf Antrag des Arbeit— 
gebers die untere Verwaltungsbehörde auf die Dauer von zwei Wochen die Be— 
ſchäftigung von Arbeiterinnen über ſechszehn Jahre bis zehn Uhr Abends an den 
Wochentagen außer Sonnabend unter der Vorausſetzung geſtatten, daß die tägliche 
Arbeitszeit dreizehn Stunden nicht überſchreitet. Innerhalb eines Kalenderjahres 
darf die Erlaubniß einem Arbeitgeber für ſeinen Betrieb oder für eine Abtheilung 
ſeines Betriebes auf mehr als vierzig Tage nicht ertheilt werden. 

Für eine zwei Wochen überſchreitende Dauer kann die gleiche Erlaubniß 
nur von der höheren Verwaltungsbehörde und auch von dieſer für mehr als 
vierzig Tage im Jahre nur dann ertheilt werden, wenn die Arbeitszeit für den 
Betrieb oder die betreffende Abtheilung des Betriebes ſo geregelt wird, daß ihre 
tägliche Dauer im Durchſchnitt der Betriebstage des Jahres die regelmäßige ge— 
ſetzliche Arbeitszeit nicht überſchreitet. 

Der Antrag iſt ſchriftlich zu ſtellen und muß den Grund, aus welchem 
die Erlaubniß beantragt wird, die Zahl der in Betracht kommenden Arbeiterinnen, 
das Maß der längeren Beſchäftigung, ſowie den Zeitraum angeben, für welchen 
dieſelbe ftattfinden ſoll. Der Beſcheid der unteren Verwaltungsbehörde auf den 
Antrag iſt binnen drei Tagen ſchriftlich zu ertheilen. Gegen die Verſagung der 
Erlaubniß ſteht die Beſchwerde an die vorgeſetzte Behörde zu. 

Die untere Verwaltungsbehörde hat über die Fälle, in welchen die Er— 
laubniß ertheilt worden iſt, ein Verzeichniß zu führen, in welches der Name des 
Konig a und die für den ſchriftlichen Antrag vorgeſchriebenen Angaben einzu- 
tragen ſind. 

Die untere Verwaltungsbehörde kann die Beſchäftigung von Arbeiterinnen 
über ſechszehn Jahre, welche kein Hausweſen zu beſorgen haben und eine Fort— 
bildungsſchule nicht beſuchen, bei den im $. 105e Abſatz 1 unter Ziffer 2 und 3 
bezeichneten Arbeiten an Sonnabenden und Vorabenden von Feſttagen Nachmittags 
nach fünfeinhalb Uhr, jedoch nicht über achteinhalb Uhr Abends hinaus, geſtatten. 
Die Erlaubniß iſt ſchriftlich zu ertheilen und vom Arbeitgeber zu verwahren. 

F. 139. 

Wenn Naturereigniſſe oder Unglücksfälle den regelmäßigen Betrieb einer 
Fabrik unterbrochen haben, fo können Ausnahmen von den in Fh. 135 Abſatz 2 
und 3, 136, 137 Abfag 1 bis 3 vorgeſehenen Beſchräntungen auf die Dauer 
von vier Wochen durch die höhere Verwaltungsbehörde, auf längere Zeit durch 
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den Reichskanzler zugelaſſen werden. In dringenden Fällen ſolcher Art, ſowie 
zur Verhütung von Unglücksfällen kann die untere Verwaltungsbehörde, jedoch 
höchſtens auf die Dauer von vierzehn Tagen, ſolche Ausnahmen geſtatten. 

Wenn die Natur des Betriebes oder Rückſichten auf die Arbeiter in einzelnen 
Fabriken es erwünſcht erſcheinen laſſen, daß die Arbeitszeit der Arbeiterinnen oder 
jugendlichen Arbeiter in einer anderen als der durch $$. 136 und 137 Abſatz 1 
und 3 vorgeſehenen Weiſe geregelt wird, ſo kann auf beſonderen Antrag eine 
anderweite Regelung hinſichtlich der Pauſen durch die höhere Verwaltungsbehörde, 
im Uebrigen durch den Reichskanzler geſtattet werden. Jedoch dürfen in ſolchen 
Fällen die jugendlichen Arbeiter nicht länger als ſechs Stunden beſchäftigt werden, 
wenn zwiſchen den Arbeitsſtunden nicht Pauſen von zuſammen mindeſtens ein— 
ſtündiger Dauer gewährt werden. 

Die auf Grund vorſtehender Beſtimmungen zu treffenden Verfügungen 
müſſen ſchriftlich erlaſſen werden. 


$. 139 a. 
Der Bundesrath iſt ermächtigt: 


1. die Verwendung von Arbeiterinnen, ſowie von jugendlichen Arbeitern 
für gewiſſe Fabrikationszweige, welche mit beſonderen Gefahren für 
Geſundheit oder Sittlichkeit verbunden ſind, gänzlich zu unterſagen oder 
von beſonderen Bedingungen abhängig zu machen; 


2. für Fabriken, welche mit ununterbrochenem Feuer betrieben werden, 
oder welche ſonſt durch die Art des Betriebes auf eine regelmäßige 
Tag: und Nachtarbeit angewieſen find, ſowie für ſolche Fabriken, deren 
Betrieb eine Eintheilung in regelmäßige Arbeitsſchichten von gleicher 
Dauer nicht geſtattet oder ſeiner Natur nach auf beſtimmte Jahreszeiten 
beſchränkt iſt, Ausnahmen von den in $$. 135 Abſatz 2 und „ 136, 
137 Abſatz 1 bis 3 vorgeſehenen Beſtimmungen nachzulaſſen; 

. für gewiſſe Fabrikationszweige, ſoweit die Natur des Betriebes oder die 
Rückſicht auf die Arbeiter es erwünſcht erſcheinen laſſen, die Abkürzung 
oder den Wegfall der für jugendliche Arbeiter vorgeſchriebenen Pauſen 
zu geſtatten; 

4. für Fabrikationszweige, in denen regelmäßig zu gewiſſen Zeiten des 
Jahres ein vermehrtes Arbeitsbedürfniß eintritt, Ausnahmen von den 
Beſtimmungen des F. 137 Abſatz 1 und 2 mit der Maßgabe zuzu⸗ 
laſſen, daß die tägliche Arbeitszeit dreizehn Stunden, an Sonnabenden 
zehn Stunden nicht überſchreitet. 

In den Fällen zu 2 darf die Dauer der wöchentlichen Arbeitszeit für 
Kinder ſechsunddreißig Stunden, für junge Leute ſechszig, für Arbeiterinnen fünf: 
undſechszig, in Ziegeleien für junge Leute und Arbeiterinnen ſiebzig Stunden nicht 
überſchreiten. Die Nachtarbeit darf in vierundzwanzig Stunden die Dauer von 
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zehn Stunden nicht überſchreiten und muß in jeder Schicht durch eine oder mehrere 
Pauſen in der Geſammtdauer von mindeſtens einer Stunde unterbrochen ſein. 
Die Tagſchichten und Nachtſchichten müſſen wöchentlich wechſeln. 

In den Fällen zu 3 dürfen die jugendlichen Arbeiter nicht länger als ſechs 
Stunden beſchäftigt werden, wenn zwiſchen den Arbeitsſtunden nicht eine oder 
mehrere Pauſen von zuſammen mindeſtens einſtündiger Dauer gewährt werden. 

In den Fällen zu 4 darf die Erlaubniß zur Ueberarbeit für mehr als 
vierzig Tage im Jahre nur dann ertheilt werden, wenn die Arbeitszeit ſo geregelt 
wird, daß ihre tägliche Dauer im Durchſchnitt der Betriebstage des Jahres die 
regelmäßige geſetzliche Arbeitszeit nicht überſchreitet. 

Die durch Beſchluß des Bundesraths getroffenen Beſtimmungen find zeitlich 
zu begrenzen und können auch für beſtimmte Bezirke erlaſſen werden. Sie ſind 
durch das Reichs⸗Geſetzblatt zu veröffentlichen und dem Reichstag bei feinem 
nächſten Zuſammentritt zur Kenntnißnahme vorzulegen. 


V. Aufſicht. 


$. 139 b. 


Die Aufſicht über die Ausführung der Beſtimmungen der $$. 105 , 105 b 
Abſatz 1, 105 bis 105 h, 120 a bis 120 e, 134 bis 139 iſt ausſchließlich oder 
neben den ordentlichen Polizeibehörden beſonderen von den Landesregierungen zu 
ernennenden Beamten zu übertragen. Denſelben ſtehen bei Ausübung dieſer Auf⸗ 
ſicht alle amtlichen Befugniſſe der Ortspolizeibehörden, insbeſondere das Recht zur 
jederzeitigen Reviſion der Anlagen zu. Sie find, vorbehaltlich der Anzeige von 
Geſetzwidrigkeiten, zur Geheimhaltung der amtlich zu ihrer Kenntniß gelangenden 
1 und Betriebsverhältniſſe der ihrer Reviſion unterliegenden Anlagen zu 
verpflichten. 

Die Ordnung der Zuſtändigkeitsverhältniſſe zwiſchen dieſen Beamten und 
den ordentlichen Polizeibehörden bleibt der verfaſſungsmäßigen Regelung in den 
einzelnen Bundesſtaaten vorbehalten. 

Die erwähnten Beamten haben Jahresberichte über ihre amtliche Thätigkeit 
zu erſtatten. Dieſe Jahresberichte oder Auszüge aus denſelben ſind dem Bundes⸗ 
rath und dem Reichstag vorzulegen. 

Die auf Grund der Beſtimmungen der $$. 105 bis 105h, 120 a bis 
120 e, 134 bis 1392 auszuführenden amtlichen Reviſionen müſſen die Arbeitgeber 
zu jeder Zeit, namentlich auch in der Nacht, während des Betriebes geftatten. 

Die Arbeitgeber ſind ferner verpflichtet, den genannten Beamten oder der 
Polizeibehörde diejenigen ſtatiſtiſchen Mittheilungen über die Verhältniſſe ihrer 
Arbeiter zu machen, welche vom Bundesrath oder von der Landes⸗Zentralbehörde 
unter Feſtſetzung der dabei zu beobachtenden Friſten und Formen vorgeſchrieben 
werden. 
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Artikel 4. 
Der Titel IX der Gewerbeordnung erhält folgende Faſſung: 
Titel IX. 
Statutariſche Beſtimmungen. 
$. 142. 


Statutariſche Beſtimmungen einer Gemeinde oder eines weiteren Kommunal⸗ 
verbandes können die ihnen durch das Geſetz überwieſenen gewerblichen Gegenſtände 
mit verbindlicher Kraft ordnen. Dieſelben werden nach Anhörung betheiligter 
Gewerbetreibender und Arbeiter abgefaßt, bedürfen der Genehmigung der höheren 
Verwaltungsbehörde und ſind in der für Bekanntmachungen der Gemeinde oder 
des weiteren Kommunalverbandes vorgeſchriebenen oder üblichen Form zu ver⸗ 
öffentlichen. 

Die Zentralbehörde iſt befugt, ſtatutariſche Beſtimmungen, welche mit den 
Geſetzen oder den ſtatutariſchen Beſtimmungen des weiteren Kommunalverbandes 
in Widerſpruch ſtehen, außer Kraft zu ſetzen. 


Artikel 5 
Der Abſatz 2 des $. 98a Nr. 2b der Gewerbeordnung erhält folgende 
Faſſung: 
b) die Ueberwachung der Beobachtung der in $$. 41a, 105 bis 105g, 
120 bis 120, 126, 127 vorgeſehenen Beſtimmungen durch die Innung, 


Artikel 6. 
Die Strafbeſtimmungen des Titels X der Gewerbeordnung werden wie 
folgt abgeändert: 
1. Die Ziffern 1, 2 und 3 des $. 146 Abſatz 1 erhalten folgende Faſſung: 
1. Gewerbetreibende, welche dem $. 115 zuwiderhandeln; 
2. Gewerbetreibende, welche den $$. 135, 136, 137 oder den auf Grund 
der $$. 139 und 1392 getroffenen Verfügungen zuwiderhandeln; 
3. Gewerbetreibende, welche den $$. 111 Abſatz 3 und 113 Abſatz 3 
zuwiderhandeln; 
2. Dem $. 146 wird folgender Abſatz beigefügt: 
Der F. 75 des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes findet Anwendung. 
3. Hinter F. 146 wird eingeſchaltet: 
$. 146 a. 
Mit Geldſtrafe bis zu ſechshundert Mark, im Unvermögensfalle mit Haft 
wird beſtraft, wer den $$. 105 b bis 105g oder den auf Grund derſelben 


10. 
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erlaſſenen Anordnungen zuwider Arbeitern an Sonn⸗ und Feſttagen Be⸗ 
ſchäftigung giebt oder den SS. 412 und 55a, oder den auf Grund des 
F. 105 b Abſatz 2 erlaſſenen ſtatutariſchen Beſtimmungen zuwiderhandelt. 


. Die Ziffer 4 des $. 147 Abſatz 1 erhält folgende Faſſung: 


4. wer den auf Grund des $. 120 d endgültig erlaſſenen Verfügungen oder 
den auf Grund des $. 120 e erlaſſenen Vorſchriften zuwiderhandelt ; 


Hinter Ziffer 4 des $. 147 Abſatz 1 wird eingeſchaltet: 


5. wer eine Fabrik betreibt, für welche eine Arbeitsordnung ($. 134 a) 
nicht beſteht, oder wer der endgültigen Anordnung der Behörde wegen 
Erſetzung oder Abänderung der Arbeitsordnung ($. 134) nicht nach⸗ 
kommt. 


Der $. 147 erhält am Schluſſe folgenden neuen Abſatz: 


In dem Falle zu 4 kann die Polizeibehörde bis zur Herſtellung des 
der Verfügung oder der Vorſchrift entſprechenden Zuſtandes die Einſtellung 
des Betriebes, ſoweit derſelbe durch die Verfügung oder die Vorſchrift 
getroffen wird, anordnen, falls deſſen Fortſetzung erhebliche Nachtheile oder 
Gefahren herbeizuführen geeignet ſein würde. 


. Der F. 148 Abſatz 1 erhält folgende Zuſätze: 


11. wer der Beſtimmung des $. 134% Abſatz 2 zuwider gegen Arbeiter 
Strafen verhängt, welche in der Arbeitsordnung nicht vorgeſehen ſind 
oder den geſetzlich zuläſſigen Betrag überſteigen, oder wer Strafgelder 
oder die im $. 134 b Nr. 5 bezeichneten Beträge in einer in der Arbeitd- 
ordnung nicht vorgeſehenen Weiſe verwendet, 

12. wer es unterläßt, der durch $$. 134 Abſatz 1 und 134g für ihn 
begründeten Verpflichtung nachzukommen; 

13. wer dem F. 1154 oder den auf Grund des $. 1192 erlaſſenen 
ſtatutariſchen Beſtimmungen zuwiderhandelt. 


Die Ziffer 7 des F. 149 Abſatz 1 erhält folgende Faſſung: 


7. wer es unterläßt, den durch $$. 105 Abſatz 2, 134 Abſatz 2, 138, 
138a Abſatz 5, 139 b für ihn begründeten Verpflichtungen nachzu⸗ 
kommen; 


Die Ziffer 2 des $. 150 erhält folgende Faſſung: 


2. wer außer dem im F. 146 Ziffer 3 vorgeſehenen Falle den Beſtim⸗ 

mungen dieſes Geſetzes in Anſehung der Arbeitsbücher zuwiderhandelt, 
Der F. 150 erhält folgende Zuſätze: 

4. wer den Beſtimmungen des $. 120 Abſatz 1 oder einer auf Grund 
des F. 120 Abſatz 3 erlaſſenen ſtatutariſchen Beſtimmung zuwider 
handelt 
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5. wer es unterläßt, den durch $. 134 Abſatz 3 für ihn begründeten 

Verpflichtungen nachzukommen. 

Landesgeſetzliche Vorſchriften gegen die Verletzung der Schulpflicht, 
nach welchen eine höhere Strafe eintritt, werden durch die Beſtimmung unter 
Ziffer 4 nicht berührt. 

11. Der Abſatz 1 des $. 151 erhält folgende Faſſung: 

Sind bei der Ausübung des Gewerbes polizeiliche Vorſchriften von 
Perſonen übertreten worden, welche der Gewerbetreibende zur Leitung des 
Betriebes oder eines Theiles desſelben oder zur Beaufſichtigung beſtellt 
hatte, ſo trifft die Strafe dieſe letzteren. Der Gewerbetreibende iſt neben 
denſelben ſtrafbar, wenn die Uebertretung mit feinem Vorwiſſen begangen 
iſt oder wenn er bei der nach den Verhältniſſen möglichen eigenen Beauf⸗ 
ſichtigung des Betriebes, oder bei der Auswahl oder der Beauffichtigung 
der Betriebsleiter oder Aufſichtsperſonen es an der erforderlichen Sorgfalt 
hat fehlen laſſen. 


Artikel 7. 
An Stelle des §. 154 der Gewerbeordnung treten folgende Beſtimmungen: 


$. 154. 


Die Beſtimmungen der $$. 105 bis 133e finden auf Gehülfen und 
Lehrlinge in Apotheken, die Beſtimmungen der $$. 105, 106 bis 119 b, 120a 
bis 133e auf Gehülfen und Lehrlinge in Handelsgeſchäften keine Anwendung. 

Die Beſtimmungen der $$. 134 bis 139 b finden auf Arbeitgeber und 
Arbeiter in Hüttenwerken, in Zimmerplätzen und anderen Bauhöfen, in Werften 
ſowie in ſolchen Ziegeleien, über Tage betriebenen Brüchen und Gruben, welche 
nicht blos vorübergehend oder in geringem Umfang betrieben werden, entſprechende 
Anwendung. Darüber, ob die Anlage vorübergehend oder in geringem Umfang 
betrieben wird, entſcheidet die höhere Verwaltungsbehörde endgültig. 

Die Beſtimmungen der $$. 135 bis 139 b finden auf Arbeitgeber und 
Arbeiter in Werkſtätten, in welchen durch elementare Kraft (Dampf, Wind, 
Waſſer, Gas, Luft, Elektrizität u. ſ. w.) bewegte Triebwerke nicht blos vorüber⸗ 
gehend zur Verwendung kommen, mit der Maßgabe entſprechende Anwendung, 
daß der Bundesrath für gewiſſe Arten von Betrieben Ausnahmen von den in 
$$. 135 Abſatz 2 und 3, 136, 137 Abſatz 1 bis 3 und 138 vorgeſehenen Be— 
ſtimmungen nachlaſſen kann. 

Auf andere Werkſtätten ſowie auf Bauten können durch Kaiſerliche Ver⸗ 
ordnung mit Zuſtimmung des Bundesraths die Beſtimmungen der $$. 135 bis 
139 b ganz oder theilweiſe ausgedehnt werden. Werkſtätten, in welchen der 
Arbeitgeber ausſchließlich zu ſeiner Familie gehörige Perſonen beſchäftigt, fallen 
unter dieſe Beſtimmungen nicht. 


BEE 


Die Kaiſerlichen Verordnungen, ſowie die Ausnahmebeſtimmungen des 
Bundesraths können auch für beſtimmte Bezirke erlaſſen werden. Sie ſind durch 
das Reichs⸗Geſetzblatt zu veröffentlichen und dem Reichstag bei ſeinem nächſten 
Zuſammentritt zur Kenntnißnahme vorzulegen. 


§. 154 a. 


Die Beſtimmungen der $$. 115 bis 119a, 135 bis 139b, 152 und 153 
finden auf die Beſttzer und Arbeiter von Bergwerken, Salinen, Aufbereitungs- 
anſtalten und unterirdiſch betriebenen Brüchen oder Gruben entſprechende An⸗ 
wendung. 

Arbeiterinnen dürfen in Anlagen der vorbezeichneten Art nicht unter Tage be⸗ 
ſchäftigt werden. Zuwiderhandlungen unterliegen der Strafbeſtimmung des F. 146. 


Artikel 8. 


Der F. 155 der Gewerbeordnung erhält folgende Faſſung: 

Wo in dieſem Geſetze auf die Landesgeſetze verwieſen iſt, ſind unter den 
letzteren auch die verfaſſungs⸗ oder geſetzmäßig erlaſſenen Verordnungen verſtanden. 

Welche Behörden in jedem Bundesſtaate unter der Bezeichnung: höhere 
Verwaltungsbehörde, untere Verwaltungsbehörde, Gemeindebehörde, Ortsbehörde, 
Unterbehörde, Polizeibehörde, Ortspolizeibehörde und welche Verbände unter der 
Bezeichnung weitere Kommunalverbände zu verſtehen ſind, wird von der Zentral⸗ 
behörde des Bundesſtaates bekannt gemacht. 

Für die unter Reichs⸗ und Staatsverwaltung ſtehenden Betriebe können 
die den Polizeibehörden, unteren und höheren Verwaltungsbehörden durch die 
K. 105 b Abſatz 2, 105 Abſatz 2, 105, 105f, 115, 120, 134, 134f, 
134g, 138 Abſatz 1, 138 a, 139, 139b übertragenen Befugniſſe und Obliegen- 
heiten auf die der Verwaltung dieſer Betriebe vorgeſetzten Dienſtbehörden über⸗ 
tragen werden. 


Artikel 9. 


Der Zeitpunkt, an welchem die in $$. 41a, 55a, 105 bis 105f, 105h, 
1051 und 154 Abſatz 3 getroffenen Beſtimmungen ganz oder theilweiſe in Kraft 
treten, wird durch Kaiſerliche Verordnung mit Zuſtimmung des Bundesraths be⸗ 
ſtimmt. Bis dahin bleiben die bisherigen geſetzlichen Beſtimmungen in Kraft. 

Die Beſtimmungen der $$. 120 und 150 Ziffer 4 treten mit dem 1. Ok⸗ 
tober 1891 in Kraft. 

Im Uebrigen tritt dieſes Geſetz mit dem 1. April 1892 in Kraft. 

Für Kinder im Alter von zwölf bis vierzehn Jahren und für junge Leute 
zwiſchen vierzehn und ſechszehn Jahren, welche vor Verkündung dieſes Geſetzes 
bereits in Fabriken oder in den in $$. 154 Abſatz 2 bis 4 und 1544 bezeichneten 
gewerblichen Anlagen beſchäftigt waren, bleiben die bisherigen geſetzlichen Be— 
ſtimmungen bis zum 1. April 1894 in Kraft. 
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Für Betriebe, in welchen vor Verkündung dieſes Geſetzes Arbeiterinnen 
über ſechszehn Jahre in der Nachtzeit beſchäftigt worden ſind, kann die Landes⸗ 
Zentralbehörde die Ermächtigung ertheilen, längſtens bis zum 1. April 1894 
ſolche Arbeiterinnen in der bisherigen Anzahl während der Nachtzeit weiter zu 
beſchäftigen, wenn die Fortführung des Betriebes im bisherigen Umfang bei 
Beſeitigung der Nachtarbeit Betriebsänderungen bedingt, welche ohne unverhältniß⸗ 
mäßige Koſten nicht früher hergeſtellt werden können. Die Nachtarbeit darf in 
vierundzwanzig Stunden die Dauer von zehn Stunden nicht überſchreiten und 
muß in jeder Schicht durch eine oder mehrere Pauſen in der Geſammtdauer 
von mindeſtens einer Stunde unterbrochen ſein. Die Tagſchichten und Nacht⸗ 
ſchichten müſſen wöchentlich wechſeln. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Kaiſerlichen Inſiegel. a 
Gegeben Kiel an Bord Meiner Yacht „Meteor“, den 1. Juni 1891 


(L. S.) Wilhelm. 


von Caprivi. 


(Nr. 1957.) Geſetz, betreffend den Schutz von Gebrauchsmuſtern. Vom 1. Juni 1891. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutſcher Kaiſer, König 


von Preußen ı. 


verordnen im Namen des Reichs, nach erfolgter Zuſtimmung des Bundesraths 
und des Reichstags, was folgt: 
rk 

Modelle von Arbeitsgeräthſchaften oder Gebrauchsgegenſtänden oder von 
Theilen derſelben werden, inſoweit fie dem Arbeits- oder Gebrauchszweck durch 
eine neue Geſtaltung, Anordnung oder Vorrichtung dienen ſollen, als Gebrauchs— 
muſter nach Maßgabe dieſes Geſetzes geſchützt. 

Modelle gelten inſoweit nicht als neu, als ſie zur Zeit der auf Grund 
dieſes Geſetzes erfolgten Anmeldung bereits in öffentlichen Druckſchriften beſchrieben 
oder im Inlande offenkundig benutzt ſind. 


$. 2. 
Modelle, für welche der Schutz als Gebrauchsmuſter verlangt wird, ſind 
bei dem Patentamt ſchriftlich anzumelden. 
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Die Anmeldung muß angeben, unter welcher Bezeichnung das Modell 
eingetragen werden und welche neue Geſtaltung oder Vorrichtung dem Arbeits⸗ 
oder Gebrauchszweck dienen ſoll. 

Jeder Anmeldung iſt eine Nach⸗ oder Abbildung des Modells beizufügen. 

Ueber die ſonſtigen Erforderniſſe der Anmeldung trifft das Patentamt 
Beſtimmung. 

Gleichzeitig mit der Anmeldung iſt für jedes angemeldete Modell eine Ge⸗ 
bühr von fünfzehn Mark einzuzahlen. 


8 

Entſpricht die Anmeldung den Anforderungen des F. 2, ſo verfügt das 
Patentamt die Eintragung in die Rolle für Gebrauchsmuſter. 

Die Eintragung muß den Namen und Wohnſitz des Anmelders, ſowie die 
Zeit der Anmeldung angeben. 

Die Eintragungen find durch den Reichs⸗Anzeiger in beſtimmten Friſten 
bekannt zu machen. 

Aenderungen in der Perſon des Eingetragenen werden auf Antrag in der 
Rolle vermerkt. 

Die Einſicht der Rolle ſowie der Anmeldungen, auf Grund deren die Ein⸗ 
tragungen erfolgt ſind, ſteht jedermann frei. 


§. 4. 

Die Eintragung eines Gebrauchsmuſters im Sinne des F. 1 hat die Wirkung, 
daß dem Eingetragenen ausſchließlich das Recht zuſteht, gewerbsmäßig das Muſter 
nachzubilden, die durch Nachbildung hervorgebrachten Geräthſchaften und Gegen- 
ſtände in Verkehr zu bringen, feilzuhalten oder zu gebrauchen. 

Das durch eine ſpätere Anmeldung begründete Recht darf, ſoweit es in 
das Recht des auf Grund früherer Anmeldung Eingetragenen eingreift, ohne 
Erlaubniß des letzteren nicht ausgeübt werden. 

Wenn der weſentliche Inhalt der Eintragung den Beſchreibungen, Zeich⸗ 
nungen, Modellen, Geräthſchaften oder Einrichtungen eines Anderen ohne Ein⸗ 
willigung desſelben entnommen iſt, ſo tritt dem Verletzten gegenüber der Schutz 
des Geſetzes nicht ein. 


$. 5. 

Soweit ein nach $. 4 begründetes Recht in ein Patent eingreift, deſſen 
Anmeldung vor der Anmeldung des Modells erfolgt iſt, darf der Eingetragene 
das Recht ohne Erlaubniß des Patentinhabers nicht ausüben. 

Imgleichen darf, ſoweit in ein nach $. 4 begründetes Recht durch ein ſpäter 
angemeldetes Patent eingegriffen wird, das Recht aus dieſem Patent ohne Er⸗ 
laubniß des Eingetragenen nicht ausgeübt werden. 
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F. 6. 
Liegen die Erforderniſſe des $. 1 nicht vor, fo hat jedermann gegen den 
Eingetragenen Anſpruch auf Löſchung des Gebrauchsmuſters. 
Im Falle des F. 4 Abſatz 3 ſteht dem Verletzten ein Anſpruch auf Löſchung zu. 


F. 7. 

Das durch die Eintragung begründete Recht geht auf die Erben über und 
kann beſchränkt oder unbeſchränkt durch Vertrag oder Verfügung von Todes⸗ 
wegen auf andere übertragen werden. 

8. 

Die Dauer des Schutzes iſt drei Jahre; der Lauf dieſer Zeit beginnt mit 
dem auf die Anmeldung folgenden Tage. Bei Zahlung einer weiteren Gebühr 
von ſechszig Mark vor Ablauf der Zeit tritt eine Verlängerung der Schutzfriſt 
um drei Jahre ein. Die Verlängerung wird in der Rolle vermerkt. 

Wenn der Eingetragene während der Dauer der Friſt auf den Schutz 
Verzicht leiſtet, fo wird die Eintragung gelöſcht. 

Die nicht in Folge von Ablauf der Friſt ſtattfindenden Löſchungen von 
Eintragungen find durch den Reichs- Anzeiger in beſtimmten Friſten bekannt zu 
machen. 

Sa 

Wer wiſſentlich oder aus grober Fahrläſſigkeit den Beſtimmungen der $$. 4 
und 5 zuwider ein Gebrauchsmuſter in Benutzung nimmt, iſt dem Verletzten zur 
Entſchädigung verpflichtet. 

Die Klagen wegen Verletzung des Schutzrechtes verjähren rückſichtlich jeder 
einzelnen dieſelbe begründenden Handlung in drei Jahren. 


$. 10. 

Wer wiſſentlich den Beſtimmungen der 89. 4 und 5 zuwider ein Gebrauchs⸗ 
muſter in Benutzung nimmt, wird mit Geldſtrafe bis zu fünftauſend Mark oder 
mit Gefängniß bis zu einem Jahre beſtraft. 

Die Strafverfolgung tritt nur auf Antrag ein. Die Zurücknahme des An⸗ 
trags iſt zuläſſig. 

Wird auf Strafe erkannt, ſo iſt zugleich dem Verletzten die Befugniß zu⸗ 
zuſprechen, die Verurtheilung auf Koſten des Verurtheilten öffentlich bekannt zu 
machen. Die Art der Bekanntmachung, ſowie die Friſt zu derſelben iſt im Urtheil 
zu beſtimmen. 

F. 11. 


Statt jeder aus dieſem Geſetze entſpringenden Entſchädigung kann auf 
Verlangen des Beſchädigten neben der Strafe auf eine an ihn zu erlegende Buße 
bis zum Betrage von zehntauſend Mark erkannt werden. Für dieſe Buße haften 
die zu derſelben Verurtheilten als Geſammtſchuldner. 
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Eine erkannte Buße ſchließt die Geltendmachung eines weiteren Entſchädigungs⸗ 

anſpruchs aus. 
$. 12. 

In bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten, in welchen durch Klage oder Wider⸗ 
klage ein Anſpruch auf Grund der Beſtimmungen dieſes Geſetzes geltend gemacht 
iſt, wird die Verhandlung und Entſcheidung letzter Inſtanz im Sinne des F. 8 
des Einführungsgeſetzes zum Gerichtsverfaſſungsgeſetze dem Reichsgericht zugewieſen. 


§. 13. 

Wer im Inlande einen Wohnſitz oder eine Niederlaſſung nicht hat, kann 
nur dann den Anſpruch auf den Schutz dieſes Geſetzes geltend machen, wenn in 
dem Staate, in welchem fein Wohnfig oder feine Niederlaſſung ſich befindet, 
nach einer im Reichs- Geſetzblatt enthaltenen Bekanntmachung deutſche Gebrauchs⸗ 
muſter einen Schutz genießen. 

N Wer auf Grund dieſer Beſtimmung eine Anmeldung bewirkt, muß gleich- 
zeitig einen im Inlande wohnhaften Vertreter beſtellen. Name und Wohnſitz des 
Vertreters werden in die Rolle eingetragen. Der eingetragene Vertreter iſt zur 
Vertretung des Schutzberechtigten in den das Gebrauchsmuſter betreffenden Rechts⸗ 
ſtreitigkeiten und zur Stellung von Strafanträgen befugt. Der Ort, wo der 
Vertreter feinen Wohnſitz hat, und in Ermangelung eines ſolchen der Ort, wo 
das Patentamt ſeinen Sitz hat, gilt im Sinne des §. 24 der Civilprozeßordnung 
als der Ort, wo der Vermögensgegenſtand ſich befindet. 


$. 14. 
Die zur Ausführung dieſes Geſetzes erforderlichen Beſtimmungen über die 


Einrichtung und den Geſchäftsgang des Patentamts werden durch Kaiferliche 
Verordnung unter Zuſtimmung des Bundesraths getroffen. 


§. 15. 
Dieſes Geſetz tritt mit dem 1. Oktober 1891 in Kraft. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Kaiſerlichen Inſiegel. 
Gegeben an Bord Meines Aviſo „Greif“ den 1. Juni 1891. 
(L. S.) Wilhelm. 


von Boetticher. 


Reichs- Geſetzbl. 1891. N 
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(Rr. 1958.) Verordnung wegen Ergänzung der Verordnung vom 16. Auguſt 1876, be⸗ 
treffend die Kautionen der bei der Militär- und Marineverwaltung an⸗ 
geſtellten Beamten. Vom 22. Mai 1891. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutſcher Kaiſer, König 
von Preußen ıc. 
verordnen auf Grund des F. 3 des Geſetzes vom 2. Juni 1869, betreffend die 


Kautionen der Bundesbeamten (Bundes⸗Geſetzbl. S. 161), im Namen des Reichs, 
nach erfolgter Zuſtimmung des Bundesraths, was folgt: 


$. 1. 

Den nach $. 1 Abſchnitt TA der Verordnung vom 16. Auguſt 1876 
(Reichs⸗Geſetzbl. S. 179) zur Kautionsleiſtung verpflichteten Beamten der Militär⸗ 
verwaltung treten hinzu: 

vom Feſtungsbauperſonal: 
a) die Rendanten, 
b) der Rechnungsführer bei der Feſtungsbauſchule. 


er: 
Der F. 2 derſelben Verordnung erhält unter Abſchnitt TA nachſtehenden 
Zuſatz: 


Feſtungsbauperſonal: 
für die Rendenten n IIND, ee, eee 2500 Mark, 
b) für den Rechnungsführer bei der Feſtungsbauſchule 2500 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Kaiſerlichen Inſiegel. 


Gegeben Prökelwitz, den 22. Mai 1891. 


(L. S.) Wilhelm. 


von Caprivi. 


Herausgegeben im Reichsamt des Innern. 


Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. 


